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Antragsheft 

1 

Landesparteitag 

Am 16.17.11.24 

in Duisburg
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Social Media auf dem Landesparteitag 

 

#esgehtumalles 

 

Auf unserem Landesparteitag wollen wir auch in den Sozialen Medien auf uns aufmerksam machen, - 

folgt uns, interagiert mit uns, hinterlasst gefällt mir Angaben und kommt in den Kommentaren 

miteinander ins Gespräch. Tretet unserem Telegramchannel bei, um auf dem Laufenden zu bleiben. 

 

Der Hashtag unseres Parteitags ist #esgehtumalles. 

 

Wenn ihr auf euren eigenen Plattformen Beiträge erstellt und postet, markiert gerne 

@dieLinkeNRW. Auf Flickr werden wir während des Wochenendes Fotos hochladen, die ihr 

verwenden könnt. 

 

Hier findet ihr die Kanäle von Die Linke NRW: 

     Facebook: https://www.facebook.com/dielinke.nrw 

     Instagram: https://www.instagram.com/dielinkenrw/ 

     Flickr: https://www.flickr.com/photos/dielinke_nrw/ 

     Telegram: https://t.me/NRWdielinke 

 

 

 

 

  

https://t.me/NRWdielinke
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Tagesordnung 1 

Samstag, 16.11. 2 

1. Begrüßung 11.00 Uhr 3 

2. Eröffnung des LPT 11.10 Uhr 4 

3. Formalia 11.20 Uhr 5 

• Wahl Tagungspräsidium 6 

• Tagesordnung/Zeitplan 7 

• Geschäftsordnung 8 

• Wahl der Kommissionen 9 

4. Frauen / Männerplenum 11:50 Uhr 10 

• Mittagspause 12:45 Uhr 11 

5. Leitantrag 13:30 Uhr 12 

• Einbringung 13 

• Diskussion 14 

• Beschlussfassung 15 

6. Rechenschaftsberichte 16:00 Uhr 16 

• Tätigkeitsbericht Landesvorstand 17 

• Finanzbericht 18 

7. Neuwahl des Landesvorstandes 17.00 Uhr 19 

• Wahlordnung 20 

• Beschluss über die Stärke des Lavo 21 

• Wahl des geschäftsführenden Vorstandes 22 

• Ende des ersten Beratungstages gegen 20:00 23 

Sonntag, 17.11. 24 

• Fortsetzung der Neuwahlen 09.30 Uhr 25 

Wahl der quotierten und offen Liste8. 26 

8. Anträge 14.30 Uhr 27 

9. Abschluss des LPT 16.00 Uhr 28 

Termine: 29 

13.09. Einladung an die Delegierten 30 

bis 05.10. Einreichung von Anträgen mit grundsätzlicher Bedeutung in der Landesgeschäftsstelle 31 

bis 19.10. Einreichung von Anträgen in der Landesgeschäftsstelle 32 

bis 11.11. Einreichung von Änderungsanträgen 33 

bis 11.11. Einreichung von Bewerbungen  34 
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Geschäftsordnung des Landesparteitages 1 

1. Beschlussfähigkeit 2 

Der Landesparteitag ist beschlussfähig, wenn und solange mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 3 

anwesend ist. 4 

Der Landesparteitag gilt als beschlussfähig, solange der Mangel der Beschlussfähigkeit nicht auf 5 

Antrag eines/r stimmberechtigten Teilnehmers/in durch die Tagungsleitung festgestellt worden ist. 6 

2. Leitung der Versammlung / Mandatsprüfungskommission / Antragskommission / 7 

Wahlkommission 8 

Der Landesparteitag wählt auf Vorschlag des Landesrates die Tagungsleitung, die 9 

Mandatsprüfungskommission, die Antragskommission und die Wahlkommission. 10 

Die Tagungsleitung hat für die ordnungsgemäße Abwicklung der Tagesordnung zu sorgen. 11 

Werden gegen einzelne KandidatInnen Einwände vorgebracht, so wird über deren Verbleib auf der 12 

Liste in offener Abstimmung entschieden. Ebenso können zusätzliche KandidatInnen nominiert 13 

werden. Über die so zustande gekommene Liste wird offen und im Block abgestimmt. 14 

3. Redeliste und Protokoll 15 

Durch die Tagungsleitung sind eine Redeliste und ein Protokoll zu führen. 16 

Es kann ein Tonmitschnitt zu Protokollierungszwecken gemacht werden. 17 

4. Wortmeldungen 18 

Jede/r Delegierte des Landesparteitages hat das Recht, sich zu jedem Tagesordnungspunkt zu Wort 19 

zu melden. Das Tagungspräsidium kann auch Gästen das Wort erteilen. 20 

Wortmeldungen sind schriftlich bei der Versammlungsleitung einzureichen. Die Redner bzw. 21 

Rednerinnen erhalten das Wort in der Reihenfolge ihrer Meldung. Dabei ist darauf zu achten, dass 22 

Männer und Frauen jeweils wechselweise das Wort zu erteilen ist. Die Rede-Liste wird aber auch 23 

dann fortgeführt, wenn nur noch Vertreter eines Geschlechtes darauf enthalten sind. 24 

5. Redezeit 25 

Die Redezeit beträgt drei Minuten für jeden Redner bzw. jede Rednerin bei General- und 26 

Geschäftsordnungsdebatten und fünf Minuten bei nur je einer Pro- und Contra-Rede in der 27 

Antragsberatung, falls die Konferenz nichts anderes beschließt. 28 

6. Schlusswort 29 

Referenten bzw. Referentinnen und Berichterstattern bzw. Berichterstatterinnen kann durch die 30 

Leitung der Versammlung ein Schlusswort erteilt werden. 31 

7. Wortentzug 32 

Die Tagungsleitung hat nicht zur Sache gehörende Ausführungen zurückzuweisen. Fügt sich ein 33 

Redner bzw. eine Rednerin den Anordnungen der Versammlungsleitung nach zweimaligem Hinweis 34 

auf die Geschäftsordnung nicht, so darf ihm bzw. ihr das Wort entzogen werden. 35 

8. Bemerkungen der Tagungsleitung 36 
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Der Versammlungsleitung sind kurze Bemerkungen, die zur Richtigstellung und Förderung der 1 

Aussprache dienen, jederzeit gestattet. Zu diesem Zweck darf der Redner bzw. die Rednerin 2 

unterbrochen werden. 3 

9. Wortmeldungen zur Geschäftsordnung 4 

Jede/r Delegierte/r des Landesparteitages hat das Recht, jederzeit Anträge zur Geschäftsordnung zu 5 

stellen. Zulässige Geschäftsordnungsanträge sind: 6 

- Antrag auf Schluss der Debatte 7 

- Antrag auf Schluss der Redeliste 8 

- Antrag auf Nichtbefassung eines Antrages 9 

- Antrag auf Vertagung eines Antrages oder Tagesordnungspunktes 10 

- Antrag auf Wiederaufnahme eines Tagesordnungspunktes 11 

- Antrag auf Verkürzung oder Verlängerung der Redezeit 12 

- Antrag auf Beratungspause 13 

- Antrag auf Vertagung oder Ende der Versammlung 14 

Anträge auf Schluss der Debatte und auf Schluss der Redeliste dürfen nur von Delegierten gestellt 15 

werden, die zu dem jeweiligen Tagesordnungspunkt noch nicht gesprochen haben. 16 

Geschäftsordnungsanträge gelangen sofort zur Abstimmung. Es dürfen nur ein Redner bzw. eine 17 

Rednerin dafür und ein Redner bzw. eine Rednerin dagegen sprechen. Spricht niemand gegen den 18 

Antrag, ist der Antrag angenommen. 19 

10. Persönliche Erklärungen und Richtigstellungen 20 

Das Wort zu persönlichen Bemerkungen ist vor der Abstimmung zu beantragen und nach Schluss der 21 

Aussprache bzw. nach dem Schlusswort und nach der Abstimmung zu erteilen. 22 

11. Anträge und Entschließungen 23 

Anträge und Entschließungen müssen entsprechend der Bestimmungen der Landessatzung 24 

behandelt werden. 25 

Für Initiativanträge wird zu Beginn des Parteitages eine Einreichungsfrist festgelegt. 26 

Änderungsanträge zu fristgerecht eingereichten Anträgen sind schriftlich oder elektronisch bis 27 

spätestens eine Woche vor Beginn des Landesparteitages über die Landesgeschäftsstelle an die 28 

Antragskommission einzureichen. 29 

Zugelassen werden können auch Änderungsanträge, die von mindestens 25 Delegierten unterstützt 30 

werden, wenn sie bis zur Einreichungsfrist für Initiativanträge vorgelegt werden. Änderungsanträge, 31 

die sich unmittelbar aus der Antragsberatung ergeben (z.B. als Kompromissvorschlag) bedürfen zur 32 

Zulassung der Zustimmung eines Viertels der anwesenden Delegierten. Auch solche 33 

Änderungsanträge sind der Antragskommission schriftlich einzureichen. 34 

Übernimmt der/die AntragstellerIn einen Änderungs- oder Ergänzungsantrag, so kann die 35 

Versammlung per Mehrheitsbeschluss verlangen, dass dieser übernommene Passus dennoch zur 36 

Diskussion und zur Abstimmung gestellt wird. 37 

12. Abstimmungen / Beschlussfassung 38 

Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 39 

Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 40 
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13. Abweichungen von der Geschäftsordnung 1 

Abweichungen von der Geschäftsordnung sind nur zulässig, wenn niemand der stimmberechtigten 2 

Delegierten Widerspruch erhebt.  3 
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Wahlordnung DIE LINKE 1 

§ 1 Geltungsbereich 2 

(1) Diese Wahlordnung gilt für alle Wahlen innerhalb der Partei. 3 

(2) Sie gilt, vorbehaltlich besonderer Bestimmungen der Wahlgesetze, auch für Versammlungen zur 4 

Aufstellung von Wahlbewerberinnen und -bewerbern für öffentliche Wahlen. 5 

§ 2 Wahlgrundsätze 6 

(1) Es gilt allgemein der Grundsatz der freien, gleichen und geheimen Wahl. 7 

(2) Wahlen, die weder die Besetzung von Organen der Partei oder ihrer Gebietsverbände, noch 8 

mittelbar (Wahl von Vertreterinnen und Vertretern) oder unmittelbar die Aufstellung von 9 

Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerbern betreffen, können offen durchgeführt werden, wenn 10 

keine wahlberechtigte Versammlungsteilnehmerin und kein wahlberechtigter 11 

Versammlungsteilnehmer dem widerspricht. 12 

(3) Eine Versammlung kann im Rahmen des Grundsatzes nach Absatz 1 und im Rahmen der 13 

Bundessatzung ergänzende oder abweichende Bestimmungen zu den §§ 8 und 10 bis 12 treffen. Ein 14 

entsprechender Versammlungsbeschluss kann jedoch niemals rückwirkend auf eine bereits 15 

stattgefundene Wahlhandlung angewendet werden. 16 

(4) Nach Versammlungsbeschluss sind auch elektronische Wahlen zulässig, soweit diese das 17 

Wahlgeheimnis, den Datenschutz und die Manipulations- und Dokumentationssicherheit 18 

gewährleisten. Die Bestimmungen dieser Wahlordnung sind dabei sinngemäß anzuwenden. 19 

§ 3 Ankündigung von Wahlen 20 

(1) Wahlen sind anzusetzen, wenn Neu- oder Nachwahlen satzungsgemäß vorgeschrieben sind oder 21 

wenn ein zulässiger Antrag auf die Durchführung von Neu- oder Nachwahlen bzw. ein zulässiger 22 

Abwahlantrag vorliegt. 23 

(2) Wahlen können nur stattfinden, wenn zur Wahl spätestens 10 Tage vorher eingeladen wurde. 24 

(3) Soweit die Wahlen nicht satzungsgemäß vorgeschrieben sind, bleibt es der Versammlung 25 

unbenommen, angekündigte Wahlen ganz oder teilweise von der Tagesordnung abzusetzen. 26 

§ 4 Wahlkommission 27 

(1) Zur Durchführung einer oder mehrerer Wahlen bestimmt die Versammlung in offener 28 

Abstimmung eine Wahlkommission, welche aus ihrer Mitte eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter 29 

bestimmt, sofern diese oder dieser nicht bereits durch die Versammlung bestimmt wurde. 30 

(2) Die Wahlkommission leitet die Wahlhandlung und stellt das Wahlergebnis fest. 31 

(3) Die Mitglieder der Wahlkommission müssen der Versammlung nicht angehören. Die 32 

Wahlkommission kann bei Bedarf weitere Wahlhelferinnen und Wahlhelfer hinzuziehen. 33 

(4) Wer selbst für ein zu wählendes Parteiamt oder Mandat kandidiert, kann nicht der 34 

Wahlkommission angehören. Nimmt ein Mitglied der Wahlkommission eine Kandidatur an, scheidet 35 

es unmittelbar aus der Wahlkommission aus. 36 

§ 5 Wahl für unterschiedliche Parteiämter oder Mandate 37 
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(1) Wahlen für unterschiedliche Parteiämter oder Mandate finden in jeweils gesonderten 1 

Wahlgängen nacheinander statt. Die Versammlung kann entscheiden, dass Wahlgänge parallel 2 

stattfinden können. 3 

(2) Bei parallel stattfindenden Wahlgängen ist eine gleichzeitige Wahlbewerbung auch dann möglich, 4 

wenn die gleichzeitige Annahme der zu wählenden Parteiämter und Mandate ausgeschlossen ist. 5 

(3) Bei der Aufstellung der einzelnen Listenplätze von Wahlvorschlagslisten für öffentliche Wahlen ist 6 

analog zu verfahren. (Ausnahme: siehe § 6 Absatz 4) 7 

§ 6 Wahl für gleiche Parteiämter oder Mandate 8 

(1) Wahlen für mehrere gleiche Parteiämter oder Mandate werden in der Regel in zwei aufeinander 9 

folgenden Wahlgängen durchgeführt. Dabei werden im ersten Wahlgang die gemäß den Vorgaben 10 

zur Geschlechterquotierung (Bundessatzung § 10 Absatz 4) den Frauen vorbehaltenen Parteiämter 11 

oder Mandate besetzt. Im zweiten Wahlgang werden die danach verbleibenden Parteiämter oder 12 

Mandate besetzt. 13 

(2) Beide Wahlgänge können, auf Beschluss der Versammlung, parallel stattfinden, wenn nicht mehr 14 

Frauen vorgeschlagen werden als gemäß den Vorgaben zur Geschlechterquotierung insgesamt 15 

mindestens gewählt werden sollen oder wenn alle (weiblichen) Bewerberinnen bereits vorab auf die 16 

Teilnahme am zweiten Wahlgang verzichten. Die Teilung in zwei Wahlgänge entfällt, wenn nicht 17 

mehr Männer vorgeschlagen werden, als gemäß den Vorgaben zur Geschlechterquotierung 18 

insgesamt höchstens gewählt werden können. 19 

(3) Zusätzliche Wahlgänge, zum Beispiel zur Berücksichtigung von Gebietsverbänden oder zur 20 

Sicherung besonderer Quoten, sind nach Versammlungsbeschluss zulässig. Die Absätze 1 und 2 sind 21 

dabei sinngemäß anzuwenden. 22 

(4) Bei der Aufstellung von Wahlvorschlagslisten für öffentliche Wahlen können nach einem 23 

entsprechenden Versammlungsbeschluss mehrere aufeinander folgende Listenplätze wie gleiche 24 

Mandate behandelt werden. Dabei werden in dem gemäß der Geschlechterquotierung den Frauen 25 

vorbehaltenen ersten Wahlgang die ungeraden, im zweiten Wahlgang die geraden Listenplätze, 26 

jeweils in der Reihenfolge der erreichten Ja-Stimmen-Zahlen, besetzt.(Bundessatzung § 10 Absatz 5) 27 

§ 7 Wahlvorschläge 28 

(1) Jedes Parteimitglied kann Wahlvorschläge unterbreiten oder sich selbst bewerben. Für weitere 29 

Wahlgänge nach § 12 können nur wahlberechtigte Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 30 

Wahlvorschläge unterbreiten. 31 

(2) Wahlvorschläge müssen schriftlich eingereicht werden. Das schriftliche Einverständnis der 32 

Vorgeschlagenen muss vorliegen. (elektronische Übermittlung ist ausreichend). 33 

(3) Wenn eine vorgeschlagene Person in der Wahlversammlung selbst anwesend ist, kann sowohl der 34 

Wahlvorschlag als auch die Zustimmung der Bewerberin bzw. des Bewerbers durch Zuruf erfolgen. 35 

Auf Zuruf können jedoch nur wahlberechtigte Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 36 

Wahlvorschläge unterbreiten. 37 

(4) Wahlvorschläge sind bis zum Abschluss der Bewerberinnen- und Bewerberliste für den 38 

entsprechenden Wahlgang zulässig. 39 

(5) Alle vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber erhalten eine angemessene Redezeit zu ihrer 40 

Vorstellung. Über die angemessene Zeit und über Möglichkeit und Umfang von Fragen an 41 

Bewerberinnen und Bewerber und Stellungnahmen zu Bewerberinnen und Bewerbern ist durch 42 
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Versammlungsbeschluss zu entscheiden. Dabei sind die Bewerberinnen und Bewerber für gleiche 1 

Parteiämter oder Mandate gleich zu behandeln. 2 

§ 8 Stimmenabgabe 3 

(1) Stimmzettel in einem Wahlgang müssen in Form und Farbe einheitlich sein. 4 

(2) In jedem Wahlgang sind alle Bewerberinnen und Bewerber in alphabetischer Reihenfolge auf 5 

einen einheitlichen Stimmzettel aufzunehmen. 6 

(3) Jede und jeder Wahlberechtigte hat das Recht, hinter dem Namen jeder Bewerberin und jedes 7 

Bewerbers mit Ja, mit Nein oder mit Enthaltung zu stimmen. Fehlt eine Kennzeichnung, ist dies eine 8 

Enthaltung. 9 

(4) Die Zahl der zulässigen Ja-Stimmen in einem Wahlgang ist auf die Zahl der zu besetzenden 10 

Parteiämter oder Mandate begrenzt. Die zulässige Zahl der Ja-Stimmen muss bei der Stimmabgabe 11 

nicht ausgeschöpft werden. 12 

(5) Ist die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber in einem Wahlgang größer als die Zahl der zu 13 

besetzenden Parteiämter oder Mandate entfällt die Möglichkeit von Nein-Stimmen. 14 

§ 9 Stimmenauszählung und ungültige Stimmen 15 

(1) Die Stimmenauszählung durch die Wahlkommission ist parteiöffentlich. Die ordnungsgemäße 16 

Auszählung darf durch die Öffentlichkeit nicht beeinträchtigt werden. Bei der Stimmenauszählung ist 17 

zu gewährleisten, dass keine Rückschlüsse auf das Wahlverhalten möglich sind. 18 

(2) Die Wahlkommission hat Stimmzettel für ungültig zu erklären, wenn auf ihnen der Wille der oder 19 

des Wählenden nicht gemäß dieser Wahlordnung erkennbar ist, wenn auf ihnen mehr Stimmen als 20 

zulässig abgegeben wurden oder wenn sie das Prinzip der geheimen Wahl verletzen. 21 

§ 10 Erforderliche Mehrheiten 22 

(1) Grundsätzlich sind mit Ausnahme der Regelung in Absatz 2 in einem Wahlgang diejenigen 23 

gewählt, bei denen die Zahl der gültigen Ja-Stimmen größer ist, als die zusammengefasste Zahl der 24 

gültigen Nein-Stimmen und der gültigen Enthaltungen (absolute Mehrheit). Durch Satzung oder 25 

durch Versammlungsbeschluss kann für bestimmte Ämter auch ein höheres Quorum bestimmt 26 

werden. 27 

(2) Bei Delegiertenwahlen oder – nach einem entsprechenden Versammlungsbeschluss – auch bei 28 

anderen Wahlen ist es ausreichend, wenn die Zahl der gültigen Ja-Stimmen größer ist als die Zahl der 29 

gültigen Nein-Stimmen (einfache Mehrheit). In Wahlgängen ohne die Möglichkeit von Nein-Stimmen 30 

haben die Bewerberinnen bzw. Bewerber die einfache Mehrheit erreicht, wenn sie auf mindestens 31 

einem Viertel der gültigen Stimmzettel gewählt wurden. Durch Versammlungsbeschluss kann ein 32 

anderes Mindestquorum bestimmt werden. 33 

  34 
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§ 11 Reihenfolge der Wahl und Verfahren bei Stimmengleichheit 1 

(1) Haben in einem Wahlgang mehr Bewerberinnen oder Bewerber die jeweils erforderliche 2 

Mehrheit erreicht, als überhaupt Parteiämter oder Mandate zu besetzen waren, sind die 3 

Bewerberinnen und Bewerber mit den höchsten Stimmen-Zahlen gewählt. 4 

(2) Bei Delegiertenwahlen sind alle weiteren Bewerberinnen und Bewerber mit der erforderlichen 5 

Mehrheit in der Reihenfolge ihrer Stimmen-Zahl als Ersatzdelegierte gewählt, soweit nicht zur Wahl 6 

der Ersatzdelegierten gesonderte Wahlgänge stattfinden. 7 

(3) Entfällt auf mehrere Bewerberinnen bzw. Bewerber die gleiche Stimmenzahl, entscheidet eine 8 

Stichwahl. Kommt auch die Stichwahl zu keinem Ergebnis entscheidet das Los. 9 

(4) Bei den Wahlen der weiteren Mitglieder des Parteivorstandes oder eines Landesvorstandes sind 10 

die Bewerberinnen und Bewerber in der Reihenfolge ihrer Stimmen-Zahlen gewählt, soweit sie 11 

sowohl die erforderliche Mehrheit nach § 10 dieser Ordnung erhalten haben, als auch der Bedingung 12 

nach § 32 Absatz 4 der Bundessatzung (Höchstzahl von Mandatsträgerinnen und -trägern der Europa-13 

, Bundes- oder Landesebene im Parteivorstand und in den Landesvorständen) genügen. Die 14 

Bedingung nach § 32 Absatz 4 der Bundessatzung ist bereits im ersten Wahlgang (nach § 6 Absatz 1 15 

Satz 2) anteilig zu berücksichtigen. 16 

§ 12 Weitere Wahlgänge und Stichwahlen 17 

(1) Bleiben nach einem Wahlgang Parteiämter oder Mandate unbesetzt, kann durch 18 

Versammlungsbeschluss entweder 19 

- die Wahl vertagt oder  - ein weiterer Wahlgang (nach den §§ 5 bis 11) aufgerufen oder  - eine 20 

Stichwahl herbeigeführt werden. 21 

(2) In einer Stichwahl stehen diejenigen noch nicht gewählten Bewerberinnen und Bewerber zur 22 

Wahl, die in den zuvor stattgefundenen Wahlgängen die meisten Stimmen erhalten haben, soweit sie 23 

ihre Wahlbewerbung nicht zurückziehen. Neue Bewerbungen sind unzulässig. Dabei stehen 24 

höchstens doppelt so viele Bewerberinnen bzw. Bewerber zur Wahl, wie noch Parteiämter bzw. 25 

Mandate zu besetzen sind, bei Stimmengleichheit der letzten Bewerberinnen bzw. Bewerber 26 

ausnahmsweise auch mehr. Ein Nachrücken in die Stichwahl an Stelle von Wahlbewerberinnen bzw. -27 

bewerbern, die ihre Bewerbung zurückgezogen haben, ist nicht möglich. Gewählt sind die 28 

Bewerberinnen bzw. Bewerber mit den meisten Stimmen. 29 

Falls nach einem zuvor stattgefundenen Wahlgang so viele Wahlbewerbungen zurückgezogen 30 

werden, dass nur noch so viele Bewerbungen wie zu besetzende Funktionen übrig bleiben, ist statt 31 

einer Stichwahl ein weiterer Wahlgang aufzurufen. 32 

(3) Bei den Wahlen der weiteren Mitglieder des Parteivorstandes oder eines Landesvorstandes 33 

können an einer Stichwahl mindestens doppelt so viele Bewerberinnen und Bewerber, die keine 34 

Mandatsträgerinnen und -träger der Europa-, Bundes- oder Landesebene sind, teilnehmen, wie 35 

gemäß § 32 Absatz 4 der Bundessatzung mindestens noch gewählt werden müssen. Die zulässige 36 

Zahl von Mandatsträgerinnen und -trägern verringert sich gegebenenfalls entsprechend. Die 37 

Bewerberinnen und Bewerber sind in der Reihenfolge ihrer Ja-Stimmen-Zahlen gewählt, soweit sie 38 

der Bedingung nach § 32 Absatz 4 der Bundessatzung (Höchstzahl von Mandatsträgerinnen und -39 

trägern der Europa-, Bundes- oder Landesebene im Parteivorstand und in den Landesvorständen) 40 

genügen. 41 

  42 
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§ 13 Annahme der Wahl, Wahlprotokoll und Nachwahlen 1 

(1) Eine Wahl gilt als angenommen, wenn die oder der Gewählte dem nicht unmittelbar nach 2 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses widerspricht. 3 

(2) Jede Wahl ist zu protokollieren. Das Protokoll muss alle ergänzenden Versammlungsbeschlüsse zu 4 

dieser Wahlordnung und alle Wahlergebnisse enthalten. Es ist durch die Wahlleiterin bzw. den 5 

Wahlleiter und zwei weitere Mitglieder der Wahlkommission zu unterzeichnen. Die Wahlunterlagen 6 

(Wahlprotokoll, Stimmzettel, Zählzettel, Wahllisten usw.) sind für die Dauer der Wahlperiode der 7 

Gewählten aufzubewahren. 8 

(3) Vakante Parteiämter sind durch Nachwahlen zu besetzen. 9 

(4) Vakante Delegiertenmandate sind nur dann durch Nachwahlen zu besetzen, wenn unter 10 

Beachtung der Vorgaben zur Geschlechterquotierung (Bundessatzung § 10 Absatz 4) keine gewählten 11 

Ersatzdelegierten mehr zur Verfügung stehen. 12 

§ 14 Wahlwiederholung 13 

(1) Wird während der Wahlhandlung oder während der Stimmenauszählung ein Wahlfehler 14 

festgestellt, der relevanten Einfluss auf das Wahlergebnis haben kann, hat die Wahlkommission die 15 

Wahlhandlung bzw. die Stimmenauszählung sofort abzubrechen und die Wiederholung der 16 

Wahlhandlung zu veranlassen. Der Grund für die Wahlwiederholung ist im Wahlprotokoll 17 

festzuhalten. 18 

(2) Im Übrigen kann eine Wahlwiederholung nur infolge einer Wahlanfechtung stattfinden. 19 

§ 15 Wahlanfechtung 20 

(1) Wahlen können bei der zuständigen Schiedskommission angefochten werden, wenn die 21 

Verletzung von Bestimmungen dieser Wahlordnung, der Parteisatzung, des Parteiengesetzes, der 22 

Wahlgesetze oder des Verfassungsrechts behauptet wird und eine solche Rechtsverletzung 23 

zumindest möglich erscheint. 24 

(2)Wahlanfechtungen haben keine aufschiebende Wirkung. 25 

(3)Anfechtungsberechtigt sind: 26 

a) der Parteivorstand und die zuständigen Landes- und Kreisvorstände  b) wahlberechtigte 27 

Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer  c) unterlegene Wahlbewerberinnen und -28 

bewerber. 29 

(4) Eine Wahlanfechtung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf des Tages, an dem die Wahl stattfand, 30 

zulässig. 31 

(5) Eine Wahlanfechtung ist nur begründet, wenn und soweit der behauptete Mangel Einfluss auf das 32 

Ergebnis der Wahl gehabt haben kann. 33 

(6) Die Schiedskommission ist bei einer berechtigten Wahlanfechtung befugt, eine 34 

Wahlwiederholung anzuordnen. 35 

Ergänzung zu § 10 Absatz 2 36 

Bei der Wahl der Beisitzerinnen und Beisitzer des Landesvorstandes ist im ersten Wahlgang ein 37 

Quorum von 40 % JA- Stimmen erforderlich. 38 

  39 
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A 01 1 

Antragstellende: Landesvorstand 2 

Thema: Kriterien Kandidaturen Bundestag 3 

  4 

Verteilung von Abgeordnetenbüros nach der Bundestagswahl 2025 sowie weitere Kriterien für die 5 

Aufstellung von Kandidat:innen für den 21. Deutschen Bundestag 6 

Der Landesparteitag möge beschließen:  7 

Wir erwarten von allen gewählten Kandidat:innen zum nächsten Deutschen Bundestag die auf der 8 

Landesliste Nordrhein-Westfalen kandidieren, dass sie die Parteibeschlüsse akzeptieren und 9 

vertreten. Grundlage der Kandidatur sind die Kriterien der Bundespartei sowie zusätzlich die 10 

folgenden Vereinbarungen:  11 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit im bevorstehenden Wahlkampf ist die Strategie, insbesondere 12 

der Öffentlichkeitsarbeit, im Einvernehmen mit dem Landeswahlbüro festzulegen. Dabei sollen 13 

Corporate Design und inhaltliche Schwerpunktsetzung des Landesverbandes berücksichtigt werden. 14 

Kandidat:innen für die Landesliste übernehmen auch die Direktkandidatur in einem Wahlkreis. 15 

Aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahre erscheint es sinnvoll, insbesondere die Einrichtung von 16 

Wahlkreis- und Bürger:innenbüros nicht dem "freien Spiel der Kräfte" zu überlassen, sondern den 17 

gewählten Abgeordneten eine Richtschnur zu geben, wie die Wahlkreisarbeit sinnvoll organisiert 18 

werden kann. 19 

Es soll vermieden werden, dass im Vorfeld der Bewerber:innenauswahl unrealistische Erwartungen in 20 

den Kreisverbänden entstehen. 21 

Bürostruktur 22 

• Die Bundestagsabgeordneten werden verpflichtet, neben einem Wahlkreisbüro im eigenen 23 

Wahlkreis ein weiteres Bürger:innenbüro inkl. Personalstellen zu unterhalten.  24 

• Bei Veränderungen und/oder Neugründungen stellt der Landesvorstand das Benehmen mit 25 

der Landesgruppe der MdB her.  26 

• Dabei gilt das Prinzip, dass die MdB nicht zwei Büros in einem Wahlkreis betreiben.  27 

 28 

Mandatsträgerabgaben und sonstige Verpflichtungen: 29 

• Jedes MdB spendet an den Landesverband NRW einen monatlichen Betrag von 700 Euro als 30 

zusätzliche Mandatsträgerabgabe. 31 

• Wir erwarten ebenfalls die Mitgliedschaft im Fraktionsverein der Linken, der mit den 32 

Beiträgen seiner Mitglieder (aktuell 260 €/Monat) soziale, politische und kulturelle Projekte 33 

in den Wahlkreisen der Abgeordneten fördert. 34 

 35 

 36 

  37 



13 
 

Beschäftigte/betriebliche Mitbestimmung: 1 

Stellen für Mitarbeiter:innen werden (partei-)öffentlich ausgeschrieben. Die Abgeordneten geben 2 

dem Landesvorstand grundsätzlich Auskunft über Beschäftigtenverhältnisse sowohl im 3 

Abgeordnetenbüro des Bundestages, als auch in den Wahlkreis- und Bürger:innenbüros.  4 

Eine künftige Landesgruppe NRW wird angehalten, wie in früheren Jahren eine volle Stelle als 5 

Landesgruppenkoordinierung auszuschreiben, um die Arbeit der Bundestagsabgeordneten zu 6 

koordinieren und hinreichende Sichtbarkeit im Landesverband und der Fläche zu gewährleisten, 7 

Termine zentral zu koordinieren und inhaltliche Beiträge (Positionspapiere, Artikel, 8 

parlamentarischen Inititiven) für die Kommunikationskanäle wie Newsletter etc. zur Verfügung zu 9 

stellen. 10 

Wir erwarten von unseren MdB, dass sie Mitglied der Abgeordnetengemeinschaft Die Linke e.V. 11 

werden und bleiben und damit ihren Beschäftigten eine büroübergreifende betriebliche 12 

Mitbestimmung gemäß BetrVG ermöglichen, damit es für die Beschäftigten in wichtigen 13 

betrieblichen Angelegenheiten gleiche Bedingungen und Regelungen gibt. 14 

Der Landesvorstand wird beauftragt, auf der Grundlage dieser Beschlüsse und der Kriterien der 15 

Bundespartei mit allen Kandidierenden Mandatsträgervereinbarungen schriftlich abzuschließen. 16 

Begründung 17 

In der Vergangenheit wurden hin und wieder Erwartungen hinsichtlich des finanziellen und 18 

personellen Engagements von Abgeordneten geweckt, die nicht eingehalten werden konnten. 19 

Andererseits fühlen sich viele Kreisverbände benachteiligt, weil sie nicht zu den Begünstigten zählen. 20 

Die uns zur Verfügung stehenden Mittel sind begrenzt und knapp. Es ist daher sinnvoll, sie optimal 21 

einzusetzen. 22 

Der Landesvorstand muss die Verantwortung für die zielgerichtete Verwendung übernehmen und 23 

den Mitteleinsatz steuern. Die Mandatsträgerabgaben von monatlich 700 € sind erforderlich, um den 24 

Landesverband finanziell optimal auszustatten und eine Hauptamtlichkeit der Leitungsfunktionen zu 25 

gewährleisten. 26 

Ein starker und leistungsfähiger Landesvorstand wird dringend nötig sein, um die Ziele der Partei im 27 

Land und im Bund durchzusetzen. 28 

Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand, mit allen Kandidat:innen vor der 29 

Bundestagswahl entsprechende Mandatsträgervereinbarungen aufzustellen und diese 30 

unterschreiben zu lassen.  31 

 32 

A 02 33 

Antragstellende: LAG Geseundheit und Soziales 34 

Thema: Krankenhausreform 35 

 36 

Für eine gemeinwohlorientierte Krankenhausplanung: 37 

Krankenhausreform NRW und Krankenhausschließungen stoppen! 38 

Die Linke in NRW lehnt die von der NRW-Landesregierung und Minister Laumann auf den Weg 39 

gebrachte Krankenhausreform ab. Die von der Landesregierung geplanten Zuweisungen von 40 
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Leistungsgruppen an die Krankenhäuser in NRW werden zu einem weiteren Krankenhaussterben und 1 

damit dem Wegfall von dringend benötigenden Versorgungsstrukturen führen. Diese Reform muss 2 

gestoppt werden.  3 

Dabei stehen die Krankenhäuser auch so schon unter erheblichem Druck. Aufgrund der jahrelangen 4 

ungenügenden Investitionsfinanzierung durch das Land NRW und massiver Kostensteigerungen 5 

stehen viele Häuser vor der Pleite. Inflation, Energiepreissteigerungen und Tariferhöhungen werden 6 

durch die Fallpauschalen nicht refinanziert. Die Landesregierung muss dringend ihren 7 

Verpflichtungen nach § 8 und 9 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nachkommen und die Kosten 8 

für Investitionen, Instandhaltungen und der Beschaffung von Anlagegütern nachkommen und in Not 9 

geratene Krankenhäuser mit einem Soforthilfeprogramm unterstützen. 10 

Die Linke fordert eine bedarfsgerechte, wohnortnahe Gesundheitsversorgung mit ausreichend 11 

Ressourcen für Pandemien und Umweltkatastrophen, bei der die starre Trennung zwischen ambulant 12 

und stationär und den damit verbundenen Doppelstrukturen überwunden wird.  Notwendig dafür ist 13 

die Abschaffung der Fallpauschalen und die Ersetzung durch das Kostendeckungsprinzip sowie der 14 

Übernahme der Investitionskosten durch die Länder. 15 

Die Linke in NRW fordert gemeinsam mit der Gewerkschaft ver.di und dem Bündnis für ein 16 

gemeinwohlorientiertes Gesundheitswesen: 17 

- Die Krankenhausplanung muss regional und demokratisch gestaltet werden, unter Beteiligung der 18 

Beschäftigten in den Krankenhäusern, ihren gewählten Vertretungen und ihren Gewerkschaften, 19 

unter Einbeziehung der Rettungsdienste, der ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen, der 20 

niedergelassenen Ärzt*innen und weiterer ambulanter Einrichtungen und ihren Beschäftigten. 21 

- Notwendig ist ein sektorenübergreifende Planung, die sich wirklich am Gemeinwohl und der 22 

bestmöglichen wohnortnahen Versorgung der Patient*innen orientiert! 23 

- Die Erstellung regionaler Planungskonzepte muss eine kommunale und /oder regionale Aufgabe 24 

werden, die von Stadträten und Kreistagen oder eigens dafür zu gründenden, demokratisch 25 

legitimierten regionalen Gremien wahrgenommen werden sollte! 26 

- Eine demokratische Planung muss Flächendeckung und Qualitätssteigerung miteinander verbinden, 27 

so wie es bereits in vielen bisher noch freiwilligen Herzanfall-, Schlaganfall- und Traumanetzwerken 28 

bereits praktiziert wird! 29 

- Grundsätzlich muss sicher gestellt sein, dass ein Abbau oder Umbau von Krankenhausstrukturen 30 

erst dann erfolgen darf, wenn entsprechende Strukturen im ambulanten Bereich aufgebaut sind und 31 

arbeiten! 32 

- Keine Krankenhausschließung gegen die berechtigten Interessen der Einwohner*innen! 33 

- Das Land NRW muss seinen Verpflichtungen zur Finanzierung der Insertionskosten nachkommen! 34 

- Abschaffung der Fallpauschalen und Finanzierung durch ein Kostendeckungsprinzip! 35 

- Krankenhäuser sind Bestandteil der öffentlichen Daseinsvorsorge und gehören in Gemeineigentum! 36 

Begründung: 37 

Die von der NRW-Landesregierung und Gesundheitsminister Laumann auf den Weg gebrachte neue 38 

Krankenhausplanung führt dazu, dass weitere, dringend benötigte Krankenhäuser geschlossen 39 

werden. Auch wenn Minister Laumann von Zentralisierung und nicht von Schließungen spricht, ist 40 
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Effekt derselbe. Die Auswirkungen werden sowohl die Beschäftigten als auch die Patientinnen und 1 

Patienten sowie ihre Angehörigen zu spüren bekommen. 2 

In den bisherigen Zuweisungen von Leistungsgruppen an die Krankenhäuser kristallisieren sich 3 

Versorgungsmängel in einigen Städten und Kreisen heraus, während in einigen Großstädten eine 4 

völlig unstrukturierte und medizinisch kaum nachvollziehbare Verteilung von Leistungsgruppen 5 

vorgenommen werden soll. 6 

Entgegen allen Ankündigungen, dass nicht jedes Krankenhaus alles machen kann uns muss und eine 7 

Zentralisierung auf große gut ausgestattete Krankenhäusern die Qualität verbessern werde, sollen 8 

nun gerade große leistungsfähige Krankenhäuser oder Stationen schließen und noch größeren 9 

Zentren weichen. In großen Flächenkreisen sollen zahlreiche für eine umfassende Notfallversorgung 10 

eigentlich unverzichtbare Leistungen nicht mehr vorgehalten werden. Die Wege werden für viele 11 

Patient*innen weiter und die Versorgung nicht besser. Wenn Kliniken mit Notfallversorgung 12 

geschlossen werden, müssen die Patient*innen in die verbleibenden Notfallstationen gebracht 13 

werden, die dann die Versorgung kaum noch sicher stellen können. 14 

Diese Reform soll allen Bedenken zum Trotz zum 1. Januar 2025 in Kraft treten und scheinbar ein 15 

Vorreiter für die von Bundesgesundheitsminister Lauterbach angestrebte Bereinigung der 16 

Krankenhauslandschaft sein. 17 

Diese Reform auf Kosten der Patient*innen und Beschäftigten muss gestoppt werden! 18 

 19 

A 03 20 

Antragstellende: AKL 21 

Thema: Wem gehört die Stadt? Allen Menschen… 22 

Antrag der AKL – NRW zum Landesparteitag 16.11. – 17.11.2024  23 

Wem gehört die Stadt? – Allen Menschen, nicht nur den Reichen 24 

und den Konzernen  25 

Am 14.09.2025 werden in NRW neue Kommunalparlamente gewählt, in denen wesentliche 26 

kommunalpolitische Entscheidungen getroffen werden. Während alle bürgerlichen Parteien 27 

vorgeben, sich nach bestem Wissen und Gewissen für die Bürger*innen zu engagieren, wird im 28 

krassen Gegensatz dazu die Entwicklung der Städte und Gemeinden ist seit vielen Jahren von 29 

kapitalistischer Verwertungslogik bestimmt. Kaum noch eine Entwicklung findet ohne private 30 

Investor*innen statt, die auf Profite aus sind, auf Kosten der Kommunen und der Menschen. 31 

Öffentliche Aufgaben, wie Kitas, die Gesundheitsversorgung, der ÖPNV oder eine menschengerechte 32 

Stadt werden überwiegend durch ÖPP-Projekte realisiert. Die Profite werden privatisiert, die 33 

Kommunen tragen die Kosten.  34 

Auch wenn auf kommunaler Ebene der Kapitalismus nicht überwunden werden kann, so können ihm 35 

jedoch in wesentlichen Bereichen die Krallen gestutzt werden. Daher sollten wir in den 36 

Wahlprogrammen und in den kommunalpolitischen Leitlinien folgende Forderungen verankern 37 

werden:  38 

1. Mehr direkte Demokratie wagen - Bürger*innenräte schaffen  39 

Insbesondere bei Stadtentwicklungsprojekten wird oftmals die Einwohnerschaft einer Kommune 40 

beteiligt. In den dafür anberaumten Veranstaltungen werden den Menschen ein oder zwei fertige 41 
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Konzepte vorgelegt. Es wird ihnen von den Verwaltungen vorgegaukelt, dass es nichts anderes gäbe 1 

und sie sich zwischen den beiden Konzepten entscheiden können. Ideen aus der Bürgerschaft werden 2 

lediglich zur Kenntnis genommen. Das hat jedoch nichts mit direkter Demokratie zu tun, die 3 

notwendigerweise darin besteht, dass die Einwohner*innen über ihre Belange tatsächlich 4 

entscheiden können.  5 

2. Rekommunalisierung öffentlicher Aufgaben   6 

Viele öffentliche Aufgaben wie z.B. die Gesundheitsversorgung, der soziale Wohnungsbau und der 7 

öffentliche Personenverkehr (ÖPNV) werden vielfach in privatrechtlichen Unternehmen (GmbH und 8 

AG) organisiert. Dadurch schwinden die demokratische Kontrolle und das parlamentarische 9 

Weisungsrecht. Auch immer mehr Kitas werden von freigemeinnützigen Organisationen (Kirchen, 10 

DRK, Johanniter) sowie Elterninitiativen gebaut und betrieben. Die Kommunen bauen und betreiben 11 

nur noch selten diese wichtigen Einrichtungen. Dafür müssen die Kommunen einen Zuschuss an die 12 

Betreiber*innen zahlen – mögliche Überschüsse verbleiben jedoch in ihrer Hand. Im Bereich des 13 

Wohnungsbaus führen diese Organisationsformen dazu, dass nur noch lukrative Bauvorhaben 14 

durchgeführt werden, vorbei an den Bedürfnissen vor allem der Menschen mit einem niedrigen 15 

Einkommen, die auf bezahlbaren Wohnraum angewiesen sind.  16 

3. Eine lebenswerte Stadt für alle Menschen ist autofrei.  17 

Inzwischen gibt es sehr viele Diskussionen um eine lebenswerte Stadt ohne Autos. Entweder gibt es 18 

hierzu grundsätzlichen Widerstand oder aber die Vorschläge, wie eine Stadt autofrei wird, vergrößert 19 

die Ungleichheit. Lösungsvorschläge wie die City-Maut oder die Erlaubnis für CO2-freie Autos führen 20 

dazu, dass nur noch reiche Menschen mit ihren SUVs die Innenstädte entern und die Plätze besetzen. 21 

Maßnahmen können nur sein, dass es in den Städten keine Parkplätze mehr gibt, Wege nur noch für 22 

den Fuß- und Radverkehr freigeben werden, der ÖPNV fahrscheinfrei ist und Busse und Bahnen in 23 

Taktzeiten fahren, die an den Bedürfnissen der Menschen ausgerichtet sind.  24 

4. Private Investor*innen dürfen nicht an der Stadtentwicklung beteiligt werden  25 

Wer kennt das nicht? Schrottimmobilien in der Innenstadt. Seit Jahren und Jahrzehnten stehen sie 26 

leer und verfallen zusehends. Kein Mensch zieht daraus einen Vorteil bis auf die Eigentümer*innen, 27 

die sich noch einen steuerlichen Vorteil versprechen. Die Verwaltung und die herrschende Politik ist 28 

nicht willens und kann es auch nicht wegen klammer Kassen, diese Schrottimmobilien zu erwerben, 29 

um sie zu reaktivieren oder abzureißen und die Fläche zu entsiegeln, um einen Grünraum in der 30 

Innenstadt für die Menschen zu etablieren. Sie warten auf einen finanzkräftigen Investor! Diese 31 

Investor*innen haben aber nie das Gemeinwohl im Sinn, sondern sind einzig und allein von 32 

Profitinteressen getrieben. Sie entwickeln Ideen, wie sie aus einer Schrottimmobilie oder der Fläche 33 

maximalen Profit schlagen können. Sie kommen mit Ideen wie Residenzen für gut betuchte 34 

Menschen zu errichten, die für viel Geld verkauft oder vermietet werden. Politik und Verwaltung 35 

gehen solchen Ideen gerne hinterher, brauchen sie es doch nicht zu bezahlen und haben keinen 36 

Ärger mehr damit. Dabei gehen die profitgetriebenen Ideen von Investor*innen an die Bedürfnisse 37 

der Mehrheit der Menschen vorbei.  38 

Kommunen müssen die jetzt schon gesetzlichen Möglichkeiten des Baugesetzbuches ausschöpfen, 39 

um Schrottimmobilien zu reaktivieren oder sie in ihren Besitz zu bringen. Dazu sind das 40 

Sanierungsgebot, die Abrisspflicht und die Enteignung probate Mittel.  41 
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5. Armutsbekämpfung auf kommunaler Ebene  1 

In NRW leben ca. 20% der Menschen in Armut, während die Kinderarmut sogar bei ca. 25% liegt. In 2 

manchen Städten und Kreise sind die Quoten noch wesentlich höher. Die wesentlichen Gründe für 3 

die stetig wachsende Armut liegen zwar in der Verantwortung der Bundespolitik (z.B. zu geringe 4 

Sozialleistungen und Renten) oder den Niedriglöhnen in der Privatindustrie, aber auch die 5 

Kommunen tragen in einem nicht geringen Maße eine Mitverantwortung an der Armutsentwicklung, 6 

da in ihrer Zuständigkeit u.a. die Festsetzung der Wohnungsmieten für Bezieher*innen von 7 

Bürgergeld und Grundsicherung, die Ausstattung mit einer ausreichenden Zahl von 8 

Kindertageseinrichtungen und Ganztagsplätzen etc. liegt.  9 

Insbesondere müssen obdachlosen Menschen Übernachtungsmöglichkeiten in öffentlichen Räumen 10 

angeboten werden. Das gilt auch für Vorräume von Sparkassen und Rathäusern. Das gilt 11 

insbesondere für die kalten Zeiten, aber auch dann, wenn durch den Klimawandel die Städte 12 

aufgeheizt sind. Dann müssen diese Räume für alle Menschen als Abkühlungsräume geöffnet und 13 

hergerichtet werden.  14 

6 Wir brauchen nicht kriegs-, sondern friedenstüchtige Kommunen  15 

Der deutsche Kriegs- bzw. Verteidigungsminister Pistorius will die deutsche Bevölkerung wieder 16 

kriegstüchtig machen. Auch die Kommunen hat er aufgefordert, mehr für die "Verteidigung" zu tun. 17 

Statt sich für mehr Frieden einzusetzen, sollen deutsche Soldaten wieder in den Krieg ziehen, als 18 

hätte Deutschland aus der Geschichte nichts gelernt. Auch der erste bzw. insbesondere der zweite 19 

Weltkrieg ging von deutschem Boden aus. Es besteht deshalb die dringende Notwendigkeit, sich 20 

dieser abenteuerlichen Aufrüstung und Kriegspropaganda zu widersetzen. Die Kommunen haben 21 

deshalb eine besondere friedenspolitische Verantwortung, um diesen militaristischen Wahnsinn zu 22 

stoppen.  23 

 24 

AE 1 A 03  25 

Antragstellende: AKL 26 

Thema: Änderungsantrag, von AKL übernommen 27 

 28 

Vor dem Punkt 1 der Aufzählung sollen folgende zwei Absätze eingefügt werden: 29 

Über allen muss eine Kampagne zur umfassenden finanziellen Besserstellung der Kommunen stehen. 30 
Die kommunalen Haushalte müssten verdoppelt werden, um die notwendigen Aufgaben nur in 31 
Kernbereichen zu erfüllen. Dazu kommt eine weitgehende Befreiung von Altschulden, die gerade in 32 
NRW viele Kommunen betrifft. 33 

Die LINKE wird sich nicht an dem üblen Spiel beteiligen, wo am „nettesten“ bei den kommunalen 34 
Ausgaben gespart werden kann. Besser wäre ein „Streik der Kommunen“, wie er vor einigen Jahren 35 
schon einmal von Bürgermeistern verschiedener Kommunen vorgeschlagen wurden. Die Aufteilung 36 
der Finanzmittel zwischen Bund, Land und Kommunen muss radikal geändert werden. Gleichzeitig 37 
streitet die LINKE weiter gegen die bundesweiten und landesweiten „Schuldenbremsen“ und für eine 38 
höhere Besteuerung großer Einkommen und Vermögen. 39 

Begründung: 40 

Die Kommunen sind nur unzureichend mit finanziellen Mitteln ausgestattet. Die Umverteilung der 41 
Einkommens- und Umsatzsteuer ist zurückgefahren, die Steuereinnahmen aus der Gewerbesteuer ist 42 
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von dem wirtschaftlichen Erfolg der ansässigen Betriebe abhängig. Die unzureichende finanzielle 1 
Ausstattung führt dazu, dass viele Kommunen in der Haushaltssicherung sind und nur noch 2 
Pflichtaufgaben erfüllen. Gesellschaftlich notwendige Einrichtungen, wie Jugend- und 3 
Senior*innentreffs oder Schwimmbäder fallen dem Spardiktat zum Opfer. 4 

AE 2 A 03 5 

Antragstellende: AKL 6 

Thema: Änderungsantrag, von AKL übernommen 7 

 8 

In dem folgenden Absatz sollen die Rot markierten Begriffe anstatt der grün markierten verwendet 9 
werden. Der Rot markierte Absatz soll eingefügt werden: 10 

1. Mehr direkte Demokratie wagen - EinwohnerBürger*innenräte schaffen 11 

Insbesondere bei Stadtentwicklungsprojekten wird oftmals die Einwohnerschaft einer Kommune 12 
beteiligt. In den dafür anberaumten Veranstaltungen werden den Menschen ein oder zwei fertige 13 
Konzepte vorgelegt. Es wird ihnen von den Verwaltungen vorgegaukelt, dass es nichts anderes gäbe 14 
und sie sich zwischen den beiden Konzepten entscheiden können. Ideen aus der 15 
EinwohnerBürgerschaft werden lediglich zur Kenntnis genommen. Das hat jedoch nichts mit direkter 16 
Demokratie zu tun, die notwendigerweise darin besteht, dass die Einwohner*innen über ihre 17 
Belange tatsächlich entscheiden können. 18 
Diskussions- und Entscheidungsprozesse müssen grundsätzlich für die  Einwohner*innen geöffnet 19 
werden. Sie müssen  bei jedem Schritt eines Entwicklungsprojektes beteiligt werden. Den Interessen 20 
der Bevölkerung muss Rechnung getragen und ihre Ideen müssen in einem demokratischen Prozess 21 
umgesetzt werden bis hin zu einer Einstellung oder Neukonzipierung von Projekten im Interesse der 22 
Mehrheit. 23 

Begründung: 24 

Der Begriff „Bürger*innen“ beinhaltet nicht alle Menschen einer Stadt oder Gemeinde. Damit sind 25 
immer nur die Menschen gemeint, die unter bestimmten Umständen das aktive und passive 26 
Wahlrecht haben, meist Menschen mit einem deutschen Pass. In einer Stadt oder Gemeinde leben 27 
aber mehr Menschen als die mit einem deutschen Pass. Diese Menschen haben ihren 28 
Lebensmittelpunkt ebenfalls in der Stadt oder Gemeinde. Daher müssen sie auch über die 29 
Geschehnisse in der Stadt oder Gemeinde mitbestimmen dürfen. 30 

Es darf nicht über die Köpfe der Einwohnerschaft bestimmt werden. Oftmals stecken hinter z.B. 31 
Entwicklungsprojekten die Interessen von privaten Investor*innen, denen von vielen Verwaltungen 32 
sehr gerne Rechnung getragen wird. Die Interessen der Bevölkerung sollte aber vor den 33 
Profitinteressen von Investor*innen stehen. 34 

 35 

A 03 geändert 36 

Antragstellende: AKL mit Änderungen 37 

Thema: Wem gehört die Stadt? Allen Menschen… 38 

 39 

Antrag der AKL mit Änderungen – NRW zum Landesparteitag 16.11. – 17.11.2024 40 

Wem gehört die Stadt? – Allen Menschen, 41 
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nicht nur den Reichen und den Konzernen 1 

Am 14.09.2025 werden in NRW neue Kommunalparlamente gewählt, in denen wesentliche 2 

kommunalpolitische Entscheidungen getroffen werden. Während alle bürgerlichen Parteien 3 

vorgeben, sich nach bestem Wissen und Gewissen für die Bürger*innen zu engagieren, wird im 4 

krassen Gegensatz dazu die Entwicklung der Städte und Gemeinden ist seit vielen Jahren von 5 

kapitalistischer Verwertungslogik bestimmt. Kaum noch eine Entwicklung findet ohne private 6 

Investor*innen statt, die auf Profite aus sind, auf Kosten der Kommunen und der Menschen. 7 

Öffentliche Aufgaben, wie Kitas, die Gesundheitsversorgung, der ÖPNV oder eine menschengerechte 8 

Stadt werden überwiegend durch ÖPP-Projekte realisiert. Die Profite werden privatisiert, die 9 

Kommunen tragen die Kosten. 10 

Auch wenn auf kommunaler Ebene der Kapitalismus nicht überwunden werden kann, so können ihm 11 

jedoch in wesentlichen Bereichen die Krallen gestutzt werden. Daher sollten wir in den 12 

Wahlprogrammen und in den kommunalpolitischen Leitlinien folgende Forderungen verankern. 13 

Über allen muss eine Kampagne zur umfassenden finanziellen Besserstellung der Kommunen stehen. 14 

Die kommunalen Haushalte müssten verdoppelt werden, um die notwendigen Aufgaben nur in 15 

Kernbereichen zu erfüllen. Dazu kommt eine weitgehende Befreiung von Altschulden, die gerade in 16 

NRW viele Kommunen betrifft. 17 

Die LINKE wird sich nicht an dem üblen Spiel beteiligen, wo am „nettesten“ bei den kommunalen 18 

Ausgaben gespart werden kann. Besser wäre ein „Streik der Kommunen“, wie er vor einigen Jahren 19 

schon einmal von Bürgermeistern verschiedener Kommunen vorgeschlagen wurden. Die Aufteilung 20 

der Finanzmittel zwischen Bund, Land und Kommunen muss radikal geändert werden. Gleichzeitig 21 

streitet die LINKE weiter gegen die bundesweiten und landesweiten „Schuldenbremsen“ und für eine 22 

höhere Besteuerung großer Einkommen und Vermögen. 23 

1. Mehr direkte Demokratie wagen - Einwohner*innenräte schaffen 24 

Insbesondere bei Stadtentwicklungsprojekten wird oftmals die Einwohnerschaft einer Kommune 25 

beteiligt. In den dafür anberaumten Veranstaltungen werden den Menschen ein oder zwei fertige 26 

Konzepte vorgelegt. Es wird ihnen von den Verwaltungen vorgegaukelt, dass es nichts anderes gäbe 27 

und sie sich zwischen den beiden Konzepten entscheiden können. Ideen aus der Einwohnerschaft 28 

werden lediglich zur Kenntnis genommen. Das hat jedoch nichts mit direkter Demokratie zu tun, die 29 

notwendigerweise darin besteht, dass die Einwohner*innen über ihre Belange tatsächlich 30 

entscheiden können. 31 

Diskussions- und Entscheidungsprozesse müssen grundsätzlich für die  Einwohner*innen geöffnet 32 

werden. Sie müssen  bei jedem Schritt eines Entwicklungsprojektes beteiligt werden. Den Interessen 33 

der Bevölkerung muss Rechnung getragen und ihre Ideen müssen in einem demokratischen Prozess 34 

umgesetzt werden bis hin zu einer Einstellung oder Neukonzipierung von Projekten im Interesse der 35 

Mehrheit. 36 

2. Rekommunalisierung öffentlicher Aufgaben 37 

Viele öffentliche Aufgaben wie z.B. die Gesundheitsversorgung, der soziale Wohnungsbau und der 38 

öffentliche Personenverkehr (ÖPNV) werden vielfach in privatrechtlichen Unternehmen (GmbH und 39 

AG) organisiert. Dadurch schwinden die demokratische Kontrolle und das parlamentarische 40 

Weisungsrecht. Auch immer mehr Kitas werden von freigemeinnützigen Organisationen (Kirchen, 41 

DRK, Johanniter) sowie Elterninitiativen gebaut und betrieben. Die Kommunen bauen und betreiben 42 

nur noch selten diese wichtigen Einrichtungen. Dafür müssen die Kommunen einen Zuschuss an die 43 
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Betreiber*innen zahlen – mögliche Überschüsse verbleiben jedoch in ihrer Hand. Im Bereich des 1 

Wohnungsbaus führen diese Organisationsformen dazu, dass nur noch lukrative Bauvorhaben 2 

durchgeführt werden, vorbei an den Bedürfnissen vor allem der Menschen mit einem niedrigen 3 

Einkommen, die auf bezahlbaren Wohnraum angewiesen sind. 4 

3. Eine lebenswerte Stadt für alle Menschen ist autofrei. 5 

Inzwischen gibt es sehr viele Diskussionen um eine lebenswerte Stadt ohne Autos. Entweder gibt es 6 

hierzu grundsätzlichen Widerstand oder aber die Vorschläge, wie eine Stadt autofrei wird, vergrößert 7 

die Ungleichheit. Lösungsvorschläge wie die City-Maut oder die Erlaubnis für CO2-freie Autos führen 8 

dazu, dass nur noch reiche Menschen mit ihren SUVs die Innenstädte entern und die Plätze besetzen. 9 

Maßnahmen können nur sein, dass es in den Städten keine Parkplätze mehr gibt, Wege nur noch für 10 

den Fuß- und Radverkehr freigeben werden, der ÖPNV fahrscheinfrei ist und Busse und Bahnen in 11 

Taktzeiten fahren, die an den Bedürfnissen der Menschen ausgerichtet sind. 12 

4. Private Investor*innen dürfen nicht an der Stadtentwicklung beteiligt werden 13 

Wer kennt das nicht? Schrottimmobilien in der Innenstadt. Seit Jahren und Jahrzehnten stehen sie 14 

leer und verfallen zusehends. Kein Mensch zieht daraus einen Vorteil bis auf die Eigentümer*innen, 15 

die sich noch einen steuerlichen Vorteil versprechen. Die Verwaltung und die herrschende Politik ist 16 

nicht willens und kann es auch nicht wegen klammer Kassen, diese Schrottimmobilien zu erwerben, 17 

um sie zu reaktivieren oder abzureißen und die Fläche zu entsiegeln, um einen Grünraum in der 18 

Innenstadt für die Menschen zu etablieren. Sie warten auf einen finanzkräftigen Investor! Diese 19 

Investor*innen haben aber nie das Gemeinwohl im Sinn, sondern sind einzig und allein von 20 

Profitinteressen getrieben. Sie entwickeln Ideen, wie sie aus einer Schrottimmobilie oder der Fläche 21 

maximalen Profit schlagen können. Sie kommen mit Ideen wie Residenzen für gut betuchte 22 

Menschen zu errichten, die für viel Geld verkauft oder vermietet werden. Politik und Verwaltung 23 

gehen solchen Ideen gerne hinterher, brauchen sie es doch nicht zu bezahlen und haben keinen 24 

Ärger mehr damit. Dabei gehen die profitgetriebenen Ideen von Investor*innen an die Bedürfnisse 25 

der Mehrheit der Menschen vorbei. 26 

Kommunen müssen die jetzt schon gesetzlichen Möglichkeiten des Baugesetzbuches ausschöpfen, 27 

um Schrottimmobilien zu reaktivieren oder sie in ihren Besitz zu bringen. Dazu sind das 28 

Sanierungsgebot, die Abrisspflicht und die Enteignung probate Mittel. 29 

5. Armutsbekämpfung auf kommunaler Ebene 30 

In NRW leben ca. 20% der Menschen in Armut, während die Kinderarmut sogar bei ca. 25% liegt. In 31 

manchen Städten und Kreise sind die Quoten noch wesentlich höher. Die wesentlichen Gründe für 32 

die stetig wachsende Armut liegen zwar in der Verantwortung der Bundespolitik (z.B. zu geringe 33 

Sozialleistungen und Renten) oder den Niedriglöhnen in der Privatindustrie, aber auch die 34 

Kommunen tragen in einem nicht geringen Maße eine Mitverantwortung an der Armutsentwicklung, 35 

da in ihrer Zuständigkeit u.a. die Festsetzung der Wohnungsmieten für Bezieher*innen von 36 

Bürgergeld und Grundsicherung, die Ausstattung mit einer ausreichenden Zahl von 37 

Kindertageseinrichtungen und Ganztagsplätzen etc. liegt. 38 

Insbesondere müssen obdachlosen Menschen Übernachtungsmöglichkeiten in öffentlichen Räumen 39 

angeboten werden. Das gilt auch für Vorräume von Sparkassen und Rathäusern. Das gilt 40 

insbesondere für die kalten Zeiten, aber auch dann, wenn durch den Klimawandel die Städte 41 

aufgeheizt sind. Dann müssen diese Räume für alle Menschen als Abkühlungsräume geöffnet und 42 

hergerichtet werden. 43 
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6 Wir brauchen nicht kriegs-, sondern friedenstüchtige Kommunen 1 

Der deutsche Kriegs- bzw. Verteidigungsminister Pistorius will die deutsche Bevölkerung wieder 2 

kriegstüchtig machen. Auch die Kommunen hat er aufgefordert, mehr für die "Verteidigung" zu tun. 3 

Statt sich für mehr Frieden einzusetzen, sollen deutsche Soldaten wieder in den Krieg ziehen, als 4 

hätte Deutschland aus der Geschichte nichts gelernt. Auch der erste bzw. insbesondere der zweite 5 

Weltkrieg ging von deutschem Boden aus. Es besteht deshalb die dringende Notwendigkeit, sich 6 

dieser abenteuerlichen Aufrüstung und Kriegspropaganda zu widersetzen. Die Kommunen haben 7 

deshalb eine besondere friedenspolitische Verantwortung, um diesen militaristischen Wahnsinn zu 8 

stoppen. 9 

 10 

A 04 11 

Antragstellende: SDS diverse, Linksjugend NRW 12 

Thema: Hochschulgesetz NRW 13 

 14 

Titel:   15 

Eure Ordnung ist auf Sand gebaut- Gegen universitäre Züchtigung hin zur friedensorientierten 16 

Hochschule  17 

Der Landesparteitag möge beschließen:  18 

Die Linke NRW lädt alle Studierenden und Beschäftigten an NRW-Hochschulen unter ihren 19 

Mitgliedern ein, sich statusgruppenübergreifend für Verbesserungen und gegen Verschlechterungen 20 

im neuen Hochschulgesetz zu engagieren und unterstützt dieses Engagement in geeigneter Form. 21 

Zum Auftakt findet ein landesweiter Zoom statt, aus dem dann jeweils lokale Vernetzungen von 22 

Studierenden und Beschäftigten hervorgehen können.  23 

Dafür positioniert sie sich (mit einem noch als Änderungsantrag an diesen Antrag zu stellenden 24 

Positionspapier) zur kommenden Hochschulgesetz-Novellierung und verbreitet diese 25 

öffentlichkeitswirksam.   26 

Begründung:  27 

  28 

Am 09.10. hat die Landesregierung den Referent*innen-Entwurf für die Novelle herumgeschickt, der 29 

mit einigen erschreckenden Veränderungen einhergeht. Zum einen gibt es eine komplette 30 

Umdeutung des Friedensbegriffes, sodass Friedens/Zivilklauseln zukünftig auch Militärforschung 31 

erlauben sollen. Außerdem gibt es einen riesigen  32 

Ausbau des Ordnungsrechts, das willkürliche Bestrafung einzelner  33 

Universitätsangehörige, ohne wirkliche Beweise, durch das Rektorat zulässt. Durch die Kurzfristigkeit 34 

des Entwurfs konnten wir uns vor Einreichungsfrist nicht schnell genug treffen und eine 35 

Positionierung ausarbeiten, werden es aber vor Ende der Frist für Änderungen. Für Rückfragen über 36 

den Stand der Stellungnahme sind wir jederzeit offen.  37 

  38 
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  1 

AE 1 A 04 2 

Antragstellende: SDS diverse, Linksjugend NRW 3 

Thema: Hochschulgesetz NRW mit Änderungen 4 

Aktualisierter Antrag Hochschulgesetz: 5 

Änderungen sind unterstrichen 6 

Antrag: Eure Ordnung ist auf Sand gebaut - Gegen den autoritär- militaristischen Umbau hin zur 7 

friedensorientierten Hochschule Antragstellende: SDS Köln, SDS Hagen, SDS Bonn, SDS Düsseldorf, 8 

SDS MÜNSTER, Linksjugend NRW  Der Landesparteitag möge beschließen: 9 

Die Linke NRW lädt alle Studierenden und Beschäftigten an NRW-Hochschulen unter ihren 10 

Mitgliedern ein, sich statusgruppenübergreifend für Verbesserungen und gegen Verschlechterungen 11 

im neuen Hochschulgesetz zu engagieren und unterstützt dieses Engagement in geeigneter Form. 12 

Zum Auftakt findet ein landesweiter Zoom statt, aus dem dann jeweils lokale Vernetzungen von 13 

Studierenden und Beschäftigten hervorgehen können. Auf diesem kann mit der Stellungnahme als 14 

Grundlage diskutiert werden. 15 

Dafür positioniert sie sich öffentlichkeitswirksam auf Grundlage des angehangenen Papiers zur 16 

kommenden Hochschulgesetz-Novellierung. Außerdem verschickt sie die Stellungnahme an das 17 

Ministerium für Kultur und Wissenschaft NRW vor dem 19.12. 18 

--- 19 

 Stellungnahme: Eure Ordnung ist auf Sand gebaut - Gegen den autoritär- militaristischen Umbau 20 

hin zur friedensorientierten Hochschule  21 

Zeitenwende und die Hochschulen  22 

Die aggressive Verteidigung der Interessen des westlichen imperialistischen Blocks gegen das 23 

zunehmende Streben nach Selbstbestimmung und ökonomischer Unabhängigkeit der ehemaligen 24 

Kolonien (insbesondere repräsentiert durch China und die BRICS-Staaten) mündet in einer 25 

umfassenden Militarisierung der BRD. Der westliche (Neo-)Liberalismus hat sich in eine Sackgasse 26 

manövriert und befindet sich in existenzieller Krise. Um sich gegenüber dem Globalen Süden zu 27 

behaupten, greift der Westen zunehmend zu drastischeren und brutaleren Maßnahmen. Gleichzeitig 28 

gibt es ein kontinuierliches Erstarken von extrem rechtem Anti-Liberalismus innerhalb der Länder 29 

und der herrschenden Klasse gehen die Antworten auf die anhäufenden Krisen aus. In dem Versuch 30 

diesen Stand zu halten, werden immer mehr Zugeständnisse und ideologische Einschränkungen 31 

notwendig.  32 

Die aggressive Außenpolitik wird begleitet von einem umfassenden sozialen Kahlschlag. Bildung und 33 

Wissenschaft spielen dabei eine zentrale Rolle. Die Wissenschaft soll, wie es beispielsweise das vom 34 

BMBF unter Stark-Watzinger entworfene "Positionspapier zur Forschungssicherheit in der 35 

Zeitenwende" (2023) [1] zeigt, zunehmend der Außenpolitik unterworfen werden. An den 36 

Hochschulen spitzt sich der Konflikt zwischen internationaler Kooperation und aggressiver nationaler 37 

Abschottung zu. Technologieentwicklung und ideologische Integration sind entscheidend für den 38 

Erfolg des angestrebten militaristischen Umbaus.  39 

Vor allem unter dem Schlagwort der "Zeitenwende" wird dies nun im "Deutschlandtempo" 40 

vorangetrieben. Unmittelbar nach der Eskalation des Ukrainekrieges brach die Bundesrepublik alle 41 
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institutionellen Wissenschaftskooperationen mit Russland ab; "Zeitenwende" soll gleichzeitig die 1 

Wendung gegen China als "systemischen Rivalen" begründen, sodass auch hier wissenschaftliche 2 

Zusammenarbeit "realistisch" und unter Einbeziehung geheimdienstlicher Methoden gestaltet und 3 

ins Visier von Sanktionen genommen werden soll, begleitet von massiver sinophober Hetze von 4 

höchster Stelle. [2] Neue Drittmittelprojekte aus EU-Geldern erlauben für "strategisch wichtige 5 

Technologien" nur noch Kooperationen mit EU-Mitgliedsstaaten, Island, Norwegen und Israel [3]; 6 

europäische Forschungsgelder sollen nur noch für Dual-Use-Projekte gebilligt werden [4], womit die 7 

kalkulierte Unterfinanzierung an der neoliberalen Hochschule ausgenutzt wird. Die Verpflichtung der 8 

Wissenschaft zur Unterstützung sozial förderlicher Zwecke sowie der zivile Charakter der 9 

Hochschulen – ein von der UN beanspruchtes und nach wie vor unter den Forschenden verbreitetes 10 

Selbstverständnis, das aus dem Sieg über den deutschen Faschismus hervorging – werden 11 

zunehmend ausgehöhlt. Durch gesetzliches Maßregeln und persönliche Drohungen wie in der 12 

Fördermittelaffäre [5] (ein Vorgehen, das nach der neuen Antisemitismusresolution aus der 13 

Schmuddelecke rehabilitiert wird) sollen die vor allem in NRW einflussreichen Bestrebungen der 14 

wissenschaftlichen Arbeiter*innen nach nichtmilitärischer, friedlicher, sozialökologisch gerechter 15 

Forschung und Lehre mit Gewalt zurückgedrängt werden.  16 

"Autoritärer Umbau für den Krieg", das ist die treffende Beschreibung für diese Offensive. Für alle 17 

demokratischen und linken Kräfte heißt das: Umso gezielter unsere politischen und kulturellen 18 

Errungenschaften verteidigen, gegen Krieg und Aufrüstung und für friedlichen sozialen Fortschritt 19 

kämpfen!  20 

Zuspitzung im NRW-Hochschulgesetz  21 

Diese Entwicklungen spitzen sich im neuen Entwurf des Hochschulgesetzes in NRW zu.  22 

Das "Hochschulstärkungsgesetz" [6] wird als Antwort auf den "Fachkräftemangel" präsentiert und 23 

versucht, eine Attraktivitätsoffensive sowie einen Ausbau von "Lebenslangem Lernen" zu starten. 24 

Dies geschieht auch vor dem Hintergrund sinkender Studierendenzahlen. [7]  25 

Es stilisiert sich als Vorstoß gegen Machtmissbrauch und Diskriminierung und für sicherere 26 

Universitäten, was auf einige, medial groß dokumentierte Fälle von Machtmissbrauch in letzter Zeit 27 

zurückzuführen ist.  28 

Auch hier gehen der Landesregierung die Antworten aus, und sie muss klaffende Widersprüche und 29 

Einschränkungen in Kauf nehmen, um irgendwie im Konkurrenzkampf mitzuhalten:  30 

"Zweckmäßige Umgestaltung der Zivilklauseln" [1]  31 

In Zeiten der Vorbereitung von kriegerischen Zuspitzungen sollen die Bestrebungen der 32 

Studierendenschaft und Beschäftigten, für friedlichen und sozialen Fortschritt an den Hochschulen in 33 

NRW von der schwarzgrünen Landesregierung mit einem Angriff auf die Friedensklauseln in den 34 

hochschuleigenen Grundordnungen im Zaum gehalten werden. Diese aus der verfassungsrechtlich 35 

garantierten Hochschulautonomie abgeleitete Möglichkeit zur Selbstverpflichtung auf friedliche, 36 

demokratische und nachhaltige Zwecke wird zunächst formal bestätigt, nur um im nächsten Schritt 37 

bestehende und zukünftige Zivilklauseln zu untergraben. "Krieg ist Frieden", erklärt die 38 

Landesregierung mit der Ankündigung, dass eine Friedensorientierung der Rüstungsforschung nicht 39 

widersprechen könne, wenn diese der Durchsetzung bundesrepublikanischer – und explizit auch der 40 

NATO-Interessen – in der Welt diene. Diese Gleichsetzung stellt die Lehren aus der Überwindung des 41 

Faschismus auf den Kopf. Wie auch in der zunehmenden militaristischen Werbung in Schulen und im 42 

Rahmen des "Neuen Wehrdienstes" [8] zeigt sich, dass hier ein Kampf um die Köpfe geführt wird. 43 

Auch wenn eine Zwangsöffnung der Hochschulen fürs Militär wie im bayrischen Bundeswehrgesetz 44 
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[9], nicht gefordert wird, ist klar: Unterfinanzierte Hochschulen können die lukrative Verwertung 1 

ihrer Ergebnisse durch militaristische Institutionen und Thinktanks schwer ablehnen. Auch der neue 2 

explizite Verweis auf die Friedlichkeit der global aggressiven NATO stellt die Marschrichtung klar und 3 

zeigt einmal mehr; es geht nicht nur um einen speziellen Krieg, sondern um die Verteidigung 4 

imperialistischer Interessen überhaupt.  5 

Autoritärer Umbau  6 

Im Verlauf des letzten Jahres, in dem unzählige Menschen in Gaza mit deutschen Waffen getötet 7 

wurden, formierten sich an den Hochschulen vermehrt palästinasolidarische Bündnisse und Proteste. 8 

Diese wurde von den Rektoraten in der Regel nicht allzu gern gesehen. Denn was bei der 9 

Fördermittelaffäre [5] noch skandalisiert wurde, soll nun mit dem  10 

Hochschulgesetz seine rechtliche Grundlage finden. Als Rechtfertigungsstrategie wird dabei die 11 

Bekämpfung von Machtmissbrauch und Diskriminierung herangezogen.  12 

Das Gesetz erweitert also das "Ordnungsrecht", unter dem die Hochschulen gegenüber den 13 

Studierenden Bestrafungen verhängen können.  14 

Zur Einordnung: Das Ordnungsrecht ist ein Relikt aus dem Mittelalter, mit dem Hochschulen ein 15 

eigenes Gericht aufbauen konnten, um ihre Mitglieder zu bestrafen. In der NS-Zeit wurde es 16 

verwendet um jüdische und dissidente Studierende aus dem Weg zu räumen. Während der 68er 17 

Bewegung wurde es gegen protestierende Studierende eingesetzt. Die daraufhin angestoßenen 18 

Reformen führten dazu, dass das Ordnungsrecht formell lediglich die "öffentliche Ordnung" 19 

sicherstellen soll. [10]  20 

Im Hochschulstärkungsgesetz, soll der Bestrafungskatalog um Hausverbote, Kontaktverbote und 21 

Ausschluss von der Hochschule auf Zeit, erweitert werden. Neu hinzu kommen die "Redlichkeits- und 22 

Sicherheitsrechtliche Bestimmungen". Eine Erweiterung des Ordnungsrecht auf alle 23 

Hochschulmitglieder, außer Rektoraten und Dekanaten.  24 

Die Ordnungsverstöße, für die man bestraft werden kann, werden ebenso ausgeweitet und bestrafen 25 

eine ganze Reihe neuer Taten, wahrscheinlich bis hin zu einer Bestrafung für bloße Zwischenrufe in 26 

Vorlesungen. Die größten Änderungen entstehen hierbei im Redlichkeits- und Sicherheitsrecht.  27 

Über die Strafen und deren Intensität soll mit "Pflichtgemäßem Ermessen" entschieden werden. 28 

Dieses Ermessen soll so sehr gewichtet werden, dass alle Maßnahmen bis auf die Exmatrikulation, die 29 

Drohung dieser und die Rüge, auch ohne Beweise verhängt werden können. Stattdessen reicht auch 30 

ausreichender "tatsächlicher Anschein", was nicht weiter definiert wird.  31 

Hierbei wird eine fragwürdige Praxis vorgeschlagen, bei der die Hochschulen sowohl redlichkeits- und 32 

sicherheitsrechtliche als auch ordnungsrechtliche Verfahren an Externe übertragen können und 33 

Beweisgrundlagen in staatlichen Verfahren entweder übernehmen oder auch ignorieren können. 34 

Noch hinzu kommt die Möglichkeit, bei Prüfungen Sicherheitsdurchsuchungen durchzuführen.  35 

Eine strukturelle Bekämpfung von Machtmissbrauch, (sexualisierter) Gewalt und Diskriminierung 36 

wird nicht angegangen, da " Machtmissbrauch im wissenschaftlichen Zusammenhang [als] kein 37 

besonderes strukturelles Problem, sondern individuelles menschliches Versagen" [11] vom 38 

Ministerium eingestuft wird. Nicht die Bedürfnisse der Betroffenen sollen zählen, sondern die 39 

konservative Grundüberzeugung einer polizeilichen Law-und-Order-Politik.  40 

Öffnung der Türe für Kapitalinteressen  41 
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Um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken und aus Angst, in der Blockkonfrontation im Bereich 1 

moderner Technologien nicht zurückgelassen zu werden, versucht die Landesregierung 2 

Wissenslücken in der Industrie zu schließen. Hierfür sollen große Teile der Hochschule auf 3 

Weiterbildung umgemünzt werden. Historisch sind diese Weiterbildungsstudiengänge mit hohen 4 

Kosten versehen, die übliche Arbeitende in der Industrie wahrscheinlich nicht selbst stemmen 5 

könnten. So müssten sie vom Arbeitgeber finanziert werden. Schon jetzt bieten Hochschulen 6 

vereinzelt Unternehmen an, nur für sie einen Studiengang zu entwerfen und ihren Mitarbeiter*innen 7 

diesen anzubieten. [12]  8 

Bei der geplanten Ausweitung würde sehr schnell ein relevanter Anteil der Finanzierung der 9 

Hochschulen aus der Industrie kommen. Somit würden Stellen von Unternehmen abhängen und es 10 

würde der Industrie einen großen Einfluss über die Hochschulen schenken.  11 

Für die Freiheit von Lehre und Forschung wäre es enorm schädlich und die Universitäten als 12 

Institutionen mit der Freiheit Kapitalinteressen zu kritisieren, wären noch weiter bedroht.  13 

Und sonst?  14 

Außer den drei markanten Änderungen gibt es viele kosmetische Änderungen, die diesem Anspruch 15 

der Attraktivität nachkommen sollen.  16 

Ein wenig Digitalisierung hier, ein wenig Internationalisierung dort und etwas Lippenbekenntnis zur 17 

Gleichstellung.  18 

Tatsächlich begrüßenswert ist der Vorschlag der Viertelparität im Senat, der momentan eine 19 

deutliche professorale Mehrheit besitzt.  20 

Nun sollen im Hochschulrat auch Interessensvertreter*innen der Gesellschaft sitzen können. 21 

Trotzdem behält er seine fundamental antidemokratische Verfassung. Er befugt immer noch über 22 

unerklärlich viel Macht über das Rektorat und bleibt als effektiv selbstreproduzierendes Organ. So 23 

wird er im Endeffekt immer noch ein übermächtiges Gremium, mit Mehrheit externer 24 

Unternehmensvertreter*innen, die Kontrolle über die Hochschulen ausüben, bleiben.  25 

Um ein wenig was für die Soziale Lage zu tun, wird ein BAföG-relevantes 0. Semester eingeführt, was 26 

als eine Übernahme einer langzeitigen gewerkschaftlichen Forderung durchaus positiv zu bewerten 27 

ist.  28 

Allgemeines Fazit  29 

Als Gesamtbild scheint das Gesetz, als würde die Landesregierung den Studierenden und allen 30 

Hochschulangestellten ins Gesicht spucken.  31 

Im Jahr 2022 waren über ein Drittel der Studierenden armutsgefährdet, was für diejenigen, die nicht 32 

bei ihren Eltern wohnen, auf über zwei Drittel ansteigt [13]. Seit mehreren Jahren stagniert die 33 

Finanzierung der Studierendenwerke bei gleichzeitiger Inflation. Das bedeutet, bei steigenden 34 

Lebensmittel- und Strompreisen, müssen Mensa- und Mietpreise gegenüber 35 

Beschäftigungsbedingungen abgewägt werden.  36 

Gegenüber der prekären Lage, in der sich Studierende befinden, ist das 0. Semester ein Scherz.  37 

Unter diesen Bedingungen ist die geplante Demokratisierung auch nur Schall und Rauch, denn wer 38 

soll noch die Zeit haben sich intensiv in Gremienarbeit einzubringen, wenn über die Hälfte der 39 

Studierenden neben ihres Vollzeitstudiums im Semester noch einer weiteren Tätigkeit nachgehen 40 

müssen und zwei Drittel während der Semesterferien [14]. 68% fühlen sich durch Stress erschöpft 41 

[15], was insgesamt keinen großen Anteil übriglässt, diesen Gremien angemessen viel Energie zu 42 
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widmen. Studentisches Engagement wird so zunehmend zu einem Luxus, den sich kaum eine*r 1 

leisten kann, demokratische Mitbestimmung ist so bloß noch für die reicheren Studierenden möglich.  2 

Die Prüfungsordnungen werden auch nicht angegangen, obwohl sie ein sehr effektives Mittel sind, 3 

um die Studierbarkeit zu erhöhen und es genug hochschuldidaktische Empirie [16] gibt, die hierbei 4 

leiten könnte und auf relativ bewährte Studienordnungsmodelle, wie zum Beispiel in Bielefeld, 5 

zurückgreifen könnte.  6 

Anstatt sich mit realen Ursachen von Diskriminierung und Machtmissbrauch zu stellen und an 7 

Lösungsansätze zu entwickeln, werden diese kategorisch verleugnet und die Hochschulangehörigen 8 

selbst als das Problem benannt.  9 

Unter dieser Prämisse wird durch das Gesetz ein Klima der Angst geschaffen.  10 

All das verschärft die reale Problematik geschlechtsbezogener Gewalt und Diskriminierung. 11 

Kettenbefristung, Konkurrenzdruck unter Studierenden und Kolleg*innen, die hierarchische Struktur 12 

der Professorenuniversität ermöglichen die Übergriffigkeiten und erschweren es, diesen solidarisch 13 

entgegenzuwirken. Wenn die Wissenschaftsfreiheit und der Anspruch des Friedens, als ein 14 

individualisiertes Konzept missverstanden werden, wird die Frage der Rüstungsforschung auf 15 

einzelne Forschende abgewälzt.  16 

Schon jetzt führen knappe Mittel ohne Hoffnung auf Erhöhung zu brutalen Rangeleien zwischen 17 

Fakultäten an den einzelnen Hochschulen. Dies wird sich nur verschlimmern und der einzige Ausweg, 18 

der bei den meisten Fakultäten mit niedrigen Drittmittel einnahmen bleiben wird, ist der Verkauf von 19 

Studienplätzen an ein Unternehmen.  20 

Offensichtlich wurde aufgegeben, die rückläufigen Studierendenzahlen durch eine soziale Öffnung 21 

der Hochschulen oder andere Maßnahmen zu kompensieren. Stattdessen sollen diese freien 22 

Kapazitäten nun für Angestellte von Unternehmen genutzt werden, die eine Parallelwelt zum 23 

restlichen Studienalltag bilden. Die hierfür geschaffenen "Studiengänge" werden sehr spezialisiert, 24 

entfremdet und rein wirtschaftliche orientiert sein. Diese Unternehmen, mitsamt all ihren 25 

Partikularinteressen, sollen dann die Lücken in den Haushalten der Hochschulen füllen.  26 

Anstelle der offen kriegstreiberischen Rhetorik, mit der Gesetze in zum Beispiel Bayern verabschiedet 27 

werden, bleibt hier eine liberale Fassade erhalten. Trotzdem bleiben die Ziele gleich und die 28 

Hochschulen sollen genauso wie in Bayern der militärischen Zeitenwende unterworfen.  29 

Denn soll diese gelingen, müssen die Hochschulen dafür auf Kurs gebracht werden. Dort wird die 30 

Technologie entwickelt, die für die zunehmend technologisierten Kriege notwendig ist. Gleichzeitig 31 

ist ein Fluss an neuen Technologien nötig, um nicht von den Weltmächten abgehängt zu werden. Die 32 

dafür spezialisierten Arbeitskräfte müssen auch an den Hochschulen ausgebildet werden. Zudem 33 

haben Hochschulen eine Hegemonie über die gesellschaftlich anerkannte Wahrheit.  34 

Durch den neuen Gesetzesentwurf versucht man in NRW, das aufklärerische Potenzial der 35 

Hochschulen einzudämmen.  36 

Wo sollen die Hochschulen stattdessen hin?  37 

Die Hochschulen waren immer auch Orte des Widerstands und vor allem ein Motor des sozialen 38 

Fortschritts. Die Studierendenschaften waren ein tragender Teil der Friedensbewegung des letzten 39 

Jahrhunderts.  40 

Jeder Euro, der in die Bildung geht, kann nicht für das Militär ausgegeben werden und trägt dazu bei, 41 

die Kriegserzählungen zu durchschauen und Erkenntnisse für soziale Entwicklung zu bilden.  42 
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Also braucht es gerade jetzt Aufbruch an den Hochschulen. Es ist dringender denn je, für eine 1 

Finanzierung der Hochschulen zu streiten, die nicht auf Exzellenz und Konkurrenz beruht, sondern 2 

auf ausreichender Grundfinazierung, die solidarisch und demokratisch, im Interesse der gesamten 3 

Hochschule und Gesellschaft verteilt werden. Nur so besteht die Möglichkeit ernsthaft gegen Gewalt 4 

und Machtmissbrauch vorzugehen. Nur durch eine massive Entfristung und Entprekarisierung, kann 5 

es wirklich zu einer Freien Wissenschaft kommen. Soziale Not und äußerer Sachzwang führen immer 6 

zu Nötigung und Selbstzensur und sind unvereinbar mit wirklich freiem Forschen und lehren. Nur 7 

ohne den massiven Konkurrenzzwang kann die Herrschaft der blutigen Ellenbogen überwunden 8 

werden und ein solidarisches Miteinander ermöglicht werden.  9 

Es bedarf realer sozialer Öffnung der Hochschulen.  10 

Flächendeckend müssen NCs abgebaut werden, Anwesenheitspflichten und Studienleistungen auf 11 

ein Minimum reduziert werden. Lebenslanges Lernen ist ein bemerkenswertes Ziel, muss aber statt 12 

einer Vereinnahmung, zu einer Durchmischung der Studierendenschaft heißen. Leute aus 13 

verschiedenen Hintergründen, ohne Abitur, mitten im Beruf, in der Rente und frisch aus der Schule 14 

müssen miteinander studieren und sich gemeinsam weiterbilden.  15 

Studierendenwerke müssen eine wirklich ausreichende Finanzierung bekommen, mit der sie ihrer 16 

enorm wichtigen Aufgabe gut nachkommen können.  17 

Generell ist ein BAföG für alle, unabhängig von sozialer oder staatlicher Herkunft als Vollzuschuss und 18 

in menschenwürdiger Höhe auch äußerst notwendig.  19 

Daueraufgaben brauchen Dauerstellen und alle Leute, die an der Hochschule arbeiten, sollten dort 20 

auch angestellt sein und die Uni mitgestaltet können.  21 

Die Hochschulen müssen demokratische Institute, Fachbereiche und Fakultäten haben, bei denen 22 

keine Einzelpersonen die gesamten Haushalte und alle Stellen kontrollieren. Stattdessen müssen 23 

diese demokratisch aufgebaut werden. Die Demokratisierung muss sich durch alle Teile der Uni 24 

hindurch ziehen, auch bis ans Hausrecht, bei gleichzeitiger Ermöglichung der Partizipation aller, denn 25 

Wissenschaft wird nicht nur von denjenigen mit wichtigen Titeln gemacht, sondern allen 26 

Hochschulmitgliedern!  27 

Eine wirklich freie Wissenschaft, die sich in den Dienst der Allgemeinheit stellt, hat die Möglichkeit 28 

wirkliche Perspektiven und Aufklärung, dem aktuellen Kriegskurs entgegenzusetzen und sich für den 29 

Frieden einsetzen. Nur so kann die bereits extrem fortgeschrittene Klimaforschung, auch eine 30 

Eingreifende und proaktive Rolle einnehmen, die für die ökologischen Transformation notwendig 31 

wäre.  32 

Hierfür bräuchte es breitere Diskussionen innerhalb der Universitäten, über den Charakter der 33 

Wissenschaftsfreiheit mit Verantwortung gegenüber der Gesellschaft und als Kraft für Aufklärung, 34 

Frieden und sozialen Fortschritt und eine gesetzliche Regelung dessen.  35 

Genau diese Diskussion werden wir losstoßen und dafür sorgen, dass die Hochschulen zu 36 

Institutionen werden, diesen Ansprüchen nachkommen können!  37 

[1] https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/kurzmeldungen/de/2024/03/240311-positionspapier-38 

forschungssicherheit.html  39 

[2] https://www.welt.de/wirtschaft/article248256370/Hinter-jedem-chinesischen-Forscher-kann-40 

sich-die-Partei-verbergen.html  41 
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[3] https://research-and-innovation.ec.europa.eu/funding/funding-opportunities/funding-1 

programmes-and-open-calls/horizon-europe/horizon-europe-work-programmes_en  2 

[4] https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14060-RD-on-dual-3 

use-technologies-options-for-support_en  4 

[5] https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr/stark-watzinger-foerdergeld-100.html  5 

[6] https://www.mkw.nrw/themen/wissenschaft/wissenschaftspolitik/hochschulgesetz  6 

[7] https://www.it.nrw/nrw-staerkster-rueckgang-der-studierendenzahl-seit-fast-20-jahren-trotz-7 

steigender-zahl-126598  8 

[8] https://www.bmvg.de/de/neuer-wehrdienst  9 

[9] https://www.bayern.de/wp-content/uploads/2024/02/Entwurf-Gesetz-zur-Foerderung-der-10 

Bundeswehr.pdf  11 

[10] https://uni-koeln.sciebo.de/s/DE9dpM1MUZcH5Ko  12 

[11] https://www.land.nrw/pressemitteilung/starke-hochschulen-sichere-hochschulen-13 

hochschulstaerkungsgesetz-fuer-mehr-schutz  14 

[12] https://business-school.uni-koeln.de/de/unternehmensprogramme  15 

[13] https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/08/PD24_N044_62.html  16 

[14] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/201632/umfrage/umfrage-zum-parallelen-17 

arbeiten-neben-dem-studium/  18 

[15] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1495873/umfrage/verbreitung-von-psychischen-19 

belastungen-unter-studierenden-in-deutschland/  20 

[16] https://studienreform-forum.de/de/ 21 

 22 
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D01 1 

Antragstellende: AKL u.a. 2 

Thema: Automobilindustrie 3 

 4 

Dringlichkeitsantrag zum Landesparteitag NRW am 16. / 17.11.2024 von der AKL NRW 5 

Unterstützer*innen: Michaele Gincel-Reinhardt, Delegierte KV Mettmann, Ulrich Thoden, Delegierter 6 

KV Münster; Rolf Kohn; Nils Böhlke, Delegierter LAG B&G;, KV Herford, SV Lüdenscheid 7 

Verkehrswende jetzt! – Konversion der Automobilindustrie – Arbeitsplätze sichern! 8 

Der Landesparteitag beschließt: 9 

1. DIE LINKE NRW steht auf der Seite der Beschäftigten und der IG-Metall in ihrem Kampf um 10 

Einkommen und Arbeitsplätze. Weder die Kosten der ökonomischen Absatzkrise des VW-11 

Konzerns und anderer Automobilkonzerne noch die der Umsetzung der notwendigen 12 

Verkehrswende dürfen auf die Beschäftigten abgewälzt werden. 13 

 14 

2. DIE LINKE NRW unterstützt die IG Metall in ihrer gegenwärtigen Tarifrunde und den Kampf 15 

um echte Tariferhöhung mindestens in der geforderten Höhe von 7 Prozent. Ein Ausgleich der 16 

Inflation der letzten Jahre und die während der Laufzeit des Vertrages ist selbst damit kaum 17 

zu verwirklichen. Jetzt ist Zeit einer breiten Mobilisierung vor allem in der Automobilindustrie 18 

und bei den Automobilzulieferern. 19 

 20 

3. Jetzt ist auch Zeit für eine neue spürbare Arbeitszeitverkürzung ohne Gehaltseinbußen. Die 21 

Arbeit muss neu verteilt werden, das ist die Alternative zu Massenerwerbslosigkeit. Ohne 22 

eine Viertagewoche bei vollem Lohn- und Gehaltsausgleich wird die aktuelle Krise kaum 23 

gelöst werden. Eine solche Arbeitsverkürzung muss im Mittelpunkt einer politischen Lösung 24 

der Automobilkrise-Krise stehen. 25 

Eine Umfrage der IG-Metall bei ihren Mitgliedern hat ergeben, dass eine große Mehrheit der 26 

Gewerkschafter*innen eine Arbeitszeitverkürzung und eine 4-Tage-Woche bei vollem 27 

Lohnausgleich befürwortet. 28 

 29 

4. Jetzt ist auch Zeit für die entschlossene Beschleunigung der Verkehrswende. Die Produktion 30 

bei VW und anderen Automobilfirmen muss und kann auch auf andere Produkte umgestellt 31 

werden. Der öffentliche kollektive Verkehr mit Bus und Bahn erfordert eine große Anzahl von 32 

Fahrzeugen und Mobilitätssystemen. Die Politik muss endlich massiv in die 33 

Investitionsplanung der Automobilkonzerne eingreifen, um eine solche Verkehrswende zu 34 

ermöglichen. 35 

 36 

5. Der VW-Konzern, wie auch die anderen Automobilfirmen, haben in den letzten Jahren, auch 37 

noch 2023 und 2024 große Gewinne erzielt. Die Dividendenzahlungen an die 38 

Anteilseigner*innen waren auf Rekordhöhe. Jetzt ist Zeit, auf diese Gewinne und Rücklagen 39 

für Investitionen zuzugreifen und sie dem Allgemeinwohl zur Verfügung zu stellen. Das muss 40 

gegebenenfalls auch mittels Enteignungen erfolgen, wie sie nach dem Grundgesetz möglich 41 

sind. Die Verkehrswende kann mit diesen Mitteln bezahlt werden und eventuelle weitere 42 

Zuschüsse aus öffentlichen Haushalten können das Ergänzen. 43 

 44 
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6. Sämtliche Investitionsausgaben, vor allem die aus öffentlichen Haushalten, dürfen nicht ohne 1 

politische Kontrollen in die Unternehmenskassen fließen. Jeder auf diese Weise ausgegebene 2 

Euro darf nur mit dem Ausbau der innerbetrieblichen Mitbestimmung und auch öffentlicher 3 

Kontrolle überlassen werden. Es ist Zeit für eine umfassende Demokratisierung auch in den 4 

Betrieben. Aber auch die von vielen Wissenschaftler*innen und Organisationen geforderten 5 

demokratischen „Transformationsräte“ gehören auf die Tagesordnung. Wann, wenn nicht 6 

jetzt? 7 

 8 

Begründung: 9 

Mitten in den Ankündigungen von Werksschließungen, Entlassungen und Lohnkürzungen hat der 10 

VW-Konzern bei den Tarifverhandlungen Ende Oktober konkrete Sparmaßnahmen angekündigt. Der 11 

Personalvorstand will die Tariflöhne um 10 Prozent senken, drei Produktionsstandorte schließen und 12 

Arbeitsplätze vernichten. In einem ersten Schritt haben sie den Tarifvertrag zur 13 

Beschäftigungssicherung gekündigt. Damit haben sie den Weg freigemacht für betriebsbedingte 14 

Kündigungen. Vorrangig geht es den Vorständen um Kostensenkung! 15 

Aber nicht nur der VW-Konzern ist in der Krise, sie betrifft letztendlich alle Automobilkonzerne und 16 

damit verbunden die vielen Zulieferbetriebe, auch in NRW. 17 

Die Gründe für die sogenannte Krise sind vielschichtig: Auf dem globalisierten Markt werden immer 18 

mehr E-Autos nachgefragt. So will der weltgrößte Markt „China“ keine Verbrenner-Fahrzeuge mehr 19 

zulassen. In Norwegen sind die Zulassungszahlen für E-Autos bei nahezu 100% angelangt. Die 20 

deutsche Automobilindustrie hat aber die Zeichen der Zeit nicht erkannt und setzt weiterhin auf 21 

Verbrenner-PkW und das Premiumsegment. 22 

Hauptursache der kapitalistischen Krise ist aber die weltweite Überproduktion und Sättigung des 23 

Marktes, was zu verschärfter weltweiter Konkurrenz und letztendlich Pleiten in der 24 

Automobilindustrie führt. Die Rechnung zahlen dann wieder die Beschäftigten in den Konzernen und 25 

in der Zuliefererindustrie. Die Vorstände und Aktionär*innen machen sich einen schlanken Fuß und 26 

sind weg. 27 

Jedes Jahr zeigt die Klimakrise ihre tödliche Wirkung. Starkregen und Überflutungen, wie jetzt auch in 28 

Spanien mit mehr als 200 Toten, überschwemmten Betrieben und Zerstörung. Jedes Jahr 29 

Hitzerekorde und immer mehr Hitzetote. Der CO2-Ausstoss ist nach wie vor zu hoch und eine 30 

Besserung ist nicht in Sicht. Versiegelte Flächen führen dazu, dass die Wassermassen kanalisiert in 31 

die Städte fließen, anstatt im Boden zu versickern. 32 

Der motorisierte Individualverkehr ist mit ca. 20% an dem CO2-Ausstoss beteiligt. Viele 33 

Versiegelungen sind erfolgt, um den massenhaften motorisierten Verkehr den notwendigen Raum zu 34 

geben. Die Flächennutzung der einzelnen Mobilitätsträger zeigt das Bild auf der nächsten Seite: 35 

 36 
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D02 1 

Antragstellende: KV Heinsberg u.a. 2 

Thema: RWE stoppen 3 

 4 

In 13 Jahren soll die Internationale Gartenschau am dann stillgelegten Tagebau Garzweiler 5 

stattfinden. Die Anrainerkommunen erhoffen sich Millionen von Besuchern, die viel Geld in die 6 

Kassen bringen sollen. Dafür wird schon jetzt von RWE in den erhaltenden Dörfern gebaggert und 7 

Natur weiter zerstört sowie gerettete Häuser abgerissen. Die Gutachten der Häuser wurden von der 8 

Stadt Erkelenz beauftragt und spielen RWE in die Hand.  9 

RWE bedrängt die dort lebenden Menschen das diese in dem Sicherheitsabstand leben würden, 10 

obwohl die Bundesregierung den Bewohnern zugesichert hat das die Dörfer bleiben. Aber RWE 11 

ignoriert den Leitentscheid des NRW-Landtags von 2021 und denkt nur an ihren Profit. 12 

Dies müssen wir, als Partei Die Linke, verhindert. Anstatt weiter Profit zu machen, müssen die Dörfer 13 

wieder mit Leben gefüllt werden. 14 

Wir fordern das die Stadt Erkelenz alle Aktivitäten von RWE in den Dörfern Keyenberg, Kuckum, 15 

Berverath sowie Ober- und Unterwestrich sofort unterbindet und RWE die weitere Zerstörung, der 16 

Dörfer, verbietet.  17 

Ebenso fordern wir das die Stadt Erkelenz und RWE vorrangig dafür sorgen, dass alle noch 18 

bewohnbaren Häuser saniert-, die Infrastruktur (Straßen, Kanäle) modernisiert- und der ÖPNV 19 

wieder angeschlossen werden und dem Wohnungsmarkt zur Verfügung gestellt werden und dort vor 20 

allem der soziale und bezahlbare Wohnraum gefördert wird.  21 

Des Weiteren unterstützen wir die Forderungen unserer Genossen Zeki Gökhan und Benny 22 

Rosendahl, weitert für die Dörfer und deren Bewohner zu kämpfen und danken allen Genossen für 23 

ihren unermüdlichen Einsatz in Gebiet Garzweiler und Umgebung. 24 

Die Beschäftigten gerade bei VW haben Angst. Aber, sie haben auch Ideen, wie es weitergehen 25 

könnte. So hat der Vertrauenskörper im VW-Werk Baunatal darüber diskutiert, was sie in Zukunft 26 

produzieren können – öffentliche Verkehrsmittel wie Schienenfahrzeuge (Der Freitag 39/2024). Eine 27 

Konversion der Automobilindustrie kann nur mit den Beschäftigten gelingen. Daher ist die 28 

Ausweitung der Mitbestimmung auf wirtschaftliche und finanzielle Angelegenheiten dringend 29 

notwendig. Letztendlich muss die gesamte Produktion in der Automobilindustrie als 30 

Schlüsselindustrie vergesellschaftet und demokratisiert werden. 31 

 32 

D03 33 

Antragstellende: Risthaus, Rosendahl 34 

Thema: Automobilindustrie 35 

Der Landesparteitag möge beschließen: 36 

Die LAG Wohnen wird als ordentliche Landesarbeitsgemeinschaft des Landesverbandes NRW der 37 
Partei Die Linke anerkannt.  38 

Begründung: 39 



33 
 

Die Wohnungsfrage ist eine der dringendsten sozialen Fragen dieser Zeit. In NRW fehlt massiver 1 
guter und bezahlbarer Wohnraum. Die schwarz-grüne Landesregierung kommt diesem Bedarf nicht 2 
nach, ebenso wenig wie die Landesregierungen zuvor.  3 

Zu Recht wird die Wohnungsfrage im vorliegenden Leitantrag an prominenter Stelle als soziales 4 
Menschenrecht deklariert. „Das Recht auf angemessenen und bezahlbaren Wohnraum“ ist eine der 5 
Hauptforderungen im Leitantrag.  6 

Nicht nur in den kommenden Wahlkämpfen wird die Wohnungspolitik eine zentrale Rolle spielen. Es 7 
muss jetzt von unserer Partei ein konkretes Signal gesendet werden, dass Die Linke auf der Seite der 8 
Mieter*innen steht und gemeinsam mit den Mieter*inneninitiativen und den „Recht auf Stadt“ 9 
Bündnissen für eine soziale Wohnungspolitik steht. 10 

Als Zusammenschluss möchten wir uns künftig in inhaltliche Debatten einbringen und konkrete 11 
Forderungen und Kampagnen voranbringen.  12 

Um nun richtig durchstarten zu können, benötigen wir die Anerkennung als ordentlichen 13 
Zusammenschluss des Landesverbandes. 14 

Wir rufen alle Genoss*innen auf, sich uns anzuschließen und bitten um Zustimmung zu unserem 15 
Antrag.  16 

Mit solidarischen Grüßen, 17 

Michael Risthaus   Benjamin Rosendahl 18 

  19 
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Resolution anlässlich des 25.11.2024- Internationaler Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen 1 

Seit 1981 werden jährlich am 25.11. Veranstaltungen und Aktionen organisiert, um auf die 2 

Bekämpfung von Diskriminierung und jeglicher Gewalt gegenüber Frauen aufmerksam zu machen. 3 

Noch immer ist das notwendig, denn jede dritte Frau wird in ihrem Leben Opfer von körperlicher 4 

oder sexualisierter Gewalt. Jeden dritten Tag wird eine Frau von ihrem Ex- oder Partner getötet. Die 5 

Zahlen sind bekannt und sie bleiben seit Jahrzehnten zu hoch. Ganz zu schweigen von der 6 

Dunkelziffer, die nach Schätzungen deutlich höher liegt und bis zu 100% aller weiblich gelesenen 7 

Personen betreffen könnte. 8 

Seit Jahren nehmen die Fälle von häuslicher Gewalt auch in Nordrhein-Westfalen zu. Im Jahr 2022 9 

wurden im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt in NRW rund 58.6000 Fälle polizeilich bekannt – 10 

9,7 Prozent mehr als im Vorjahr. Auch die Zahl der Opfer häuslicher Gewalt in NRW ist im Vergleich 11 

zum Vorjahr um 8,9 Prozent gestiegen. Waren es im Jahr noch 58.628 Betroffene, stieg die Zahl im 12 

Jahr 2022 auf 63.853. 72 Prozent der Opfer waren dabei weiblich.  13 

Die Rückkehr tradierter Geschlechterrollen durch den Rechtsruck, Angst vor Krieg und die stetig 14 

steigenden Lebenshaltungskosten erhöhen das Konfliktpotential zusätzlich. 15 

Dazu erleben wir aktuell in Deutschland und in NRW massive Auswirkungen der Kürzungspolitik der 16 

Bundesregierung und auch der Landesregierung in den sozialen Bereichen. Die finanzielle Lage der 17 

Frauenberatungsstellen und Frauenhäuser in NRW ist absolut desolat, statt mehr Hilfe und 18 

Unterstützung ist die Ausstattung schlechter geworden unter der aktuellen Regierung von CDU und 19 

Grünen, ein Blick auf die Belegung der Frauenhausplätze zeigt, dass es nur eine marginale Zahl an 20 

freien Plätzen in kleineren Orten gibt, der Großteil ist ständig belegt. 21 

Seit der Istanbuler Konvention 2011 gibt es einen Rechtsanspruch auf Hilfe. Dieser bleibt jedoch ohne 22 

ausreichende Finanzierung der dafür notwendigen Angebote, also eine Worthülse. Die 23 

Landesregierung ist hier in der Pflicht. 24 

Wir LINKEN fordern daher unsere Delegierten auf, sich am 25.11.2024 an Aktionen vor Ort zu 25 

beteiligen und damit öffentlich zu zeigen, dass wir mit dieser Politik nicht einverstanden sind. 26 

Eine soziale Politik für die Rechte aller Menschen und gegen Gewalt gegen Menschen ist nur mit 27 

einer starken LINKEN möglich - zeigen wir Flagge.  28 
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Rechenschaftsbericht Landesvorstand WP 2023 und 2024  1 

Liebe Genoss:Innen,  2 

im weiteren Verlauf findet ihr den Bericht des Landesvorstands für die vergangenen zwei Jahre.  3 

  4 

Mitglieder im Landesvorstand: Kathrin Vogler, Sascha H. Wagner, Ralf Fischer, 5 

Sebastian Merkens, Angelika Link Wilden, 6 

Dominik Goertz, Sefika Minte, Ulrich Thoden, 7 

Judith Serwaty, Bianca Austin, Ida Paul , Sarah 8 

Kreuser, Sabrina Krause, Bernhard Koolen, 9 

Cansin Köktürk, Phillippe Tambasco, Jan 10 

Köstering  11 

  12 

Ida Paul und Sabrina Krause sind im Laufe der Wahlperiode aus persönlichen Gründen 13 

von ihren Ämtern zurückgetreten. Dafür wurde auf dem letzten Landesparteitag 14 

Cansin Köktürk nachgewählt. In seiner Amtszeit tagte der Landesvorstand an 27 15 

Terminen, der geschäftsführende Landesvorstand an 22. Im Verlauf der Wahlperiode 16 

wurde der Landesvorstand von Sitzungen in Präsenz auf hybride erweitert, an denen 17 

auch per Zoom die Teilnahme möglich war. So konnten gemeinsame Sitzungen unter 18 

anderem mit den Mitgliedern des Bundesausschuss, des Parteivorstandes, der 19 

Linksjugend und Antragsstellenden stattfinden. Der Landesvorstand benannte 20 

Mitglieder für den AK Parteientwicklung, den AK Verkehr und das Landeswahlbüro.   21 

Sylvi Aldorf und Rolf Kohn wurden für die Wahlperiode auf Vorschlag der 22 

Landesarbeitsgemeinschaft Selbstbestimmte Behindertenpolitik zu 23 

Inklusionsbeauftragten des Landesverbandes berufen. Kira van Peeren wurde auf 24 

Vorschlag des Frauenplenums zur Frauenbeauftragten gewählt. Nach der ersten 25 

Klausurtagung des Landesvorstands 2023 wurden die fachpolitischen Sprecher:Innen 26 

bestimmt, und die inhaltliche Arbeit wurde in den Ressorts gestaltet. Im Laufe der 27 

Amtszeit waren durch Rücktritte einige Verschiebungen der Zuständigkeiten nötig.   28 

Zuständig für die strukturelle Begleitung der Kreisvorstände ist die Landesgeschäftsstelle, die 29 

politische Begleitung wurde von Mitgliedern des Landesvorstands übernommen. Im Verlauf der 30 

Wahlperiode gab es 9 gemeinsame Beratungen mit den geschäftsführenden Kreisvorständen, diverse 31 

Zoom Konferenzen für Mitglieder, Themenberatungen und im Rahmen des Europawahlkampfs 32 

Onlineveranstaltung mit Kandidierenden und / oder den  Wahlkampfleitungen. Über den Arbeitskreis 33 

Parteientwicklung wurden Neumitgliederseminare angeboten und mit steigendem Erfolg umgesetzt.   34 

Politische Schwerpunkte  35 

Zu Beginn der Wahlperiode gab es den Versuch, die auf dem Landesparteitag 36 

beschlossene Bildungskampagne umzusetzen. Eine Fortführung schien in den Wirren 37 

um die Parteiabspaltung fürs erste nicht weiter sinnvoll. Nichtdestotrotz nahm das 38 

Thema Bildung einen zentralen Platz im politischen Wirken des Landesvorstandes ein. 39 

So unterstützte der Landesvorstand die Bildungsproteste im vergangenen Jahr und 40 

nahm insbesondere an der zentralen Demonstration in Köln teil. Zum Thema 41 

Klimaschutz und Umwelt veröffentlichte der Landesvorstand diverse 42 

Pressemitteilungen und Statements. Auch wurde regelmäßig zu den Klimastreiks 43 
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aufgerufen und eine gemeinsame Teilnahme an den Protesten organisiert. Mit der LAG 1 

Klima wurde eine gemeinsame Konferenz konzipiert und umgesetzt. Im Bereich 2 

Soziales organisierte der Landesvorstand mit Unterstützung von Edith Bartelmus-3 

Scholich eine Konferenz, die mit gutem Erfolg angenommen wurde. Ebenfalls 4 

organisierte der Landesvorstand eine kommunalpolitische Konferenz in Duisburg. Die 5 

geplante U35 Konferenz musste aufgrund von Personalengpässen verschoben werden. 6 

Ebenfalls steht die beschlossene Verkehrskonferenz noch aus. Die Antifakonferenz 7 

findet zum Zeitpunkt dieses Berichts in der Zukunft aber noch vor dem anstehenden 8 

Landesparteitag statt. Darüber hinaus nahm der Landesvorstand an der 9 

Streikkonferenz der Rosa Luxemburg Stiftung teil und unterstützte Arbeitskämpfe der 10 

Gewerkschaften vor Ort. Unter Koordination des Landesvorstandes konnten diese 11 

Auseinandersetzungen in einigen Kommunen sichtlich gestärkt werden. Weitere 12 

Pressemitteilungen zu Teuerung der Lebenshaltung, der sich verschärfenden 13 

Wohnsituation und weiteren Themen wurden veröffentlicht.  14 

Im Verlauf des ersten Jahres konnten die im Raum stehenden Vorwürfe sexualisierter 15 

Gewalt aufgearbeitet werden. In Zusammenarbeit mit der Expert:Innenkommission 16 

wurde im Rahmen der Partei aufgeklärt, eine Entschuldigung erarbeitet und der 17 

Betroffenen Öffentlichkeit im Rahmen eines Landesparteitags ermöglicht. Als 18 

Konsequenz hat der Landesvorstand begonnen, ein Awarenessteam für 19 

Parteiveranstaltungen aufzubauen.   20 

Die Auseinandersetzung mit der Herausforderung unserer Zeit, dem Ringen um einen 21 

weltweiten Frieden und Abrüstung, wurde aufgenommen. Über eine Erklärung, die wir 22 

zu einer Demonstration in Berlin am 25.2.2023 abgegeben haben, gab es eine massive 23 

politische Kontroverse im Landesverband, weswegen wir zu einer gut besuchten Zoom 24 

Konferenz mit den Parteivorstandsmitgliedern Christine Buchholz und Luigi Pantisano 25 

eingeladen haben. Bei einer weiteren Friedensdemo in Berlin im November 2023 war 26 

unser Landesverband mit einem eigenen Banner präsent, zu einer weiteren im Oktober 27 

2024 hat die gesamte Partei aufgerufen.  28 

Ebenso wurde über den Landesvorstand eine breite Unterstützung der Landespartei zu 29 

den Protesten in Lützerath organisiert. So konnte beispielsweise unsere 30 

Landessprecherin Kathrin Vogler über mehrere Tage im Dorf bei den Aktivist:Innen 31 

leben und die Räumungen aus nächster Nähe beobachten. In Koordination der 32 

Landesgeschäftsstelle wurde in diesem Zeitraum Lebensmittel und 33 

Gebrauchsgegenstände durch die umliegenden Kreisverbände und Genoss:Innen in 34 

den Aktionsraum gebracht. Ähnlich breit unterstützt wurde der Widerstand gegen den 35 

AfD Parteitag in Essen. Hier ist es mit den Kreisverbänden gelungen, Genoss:Innen in 36 

die Aktionen zu koordinieren, einen eigenen 500 Menschen starken Demoblock zu 37 

organisieren und eine Versorgungsinfrastruktur für die Aktivist:Innen zu unterstützen. 38 

Die Organisation des Camps lag mit in der Verantwortung unserer Landessprecherin. 39 

Der Landesvorstand mobilisierte zu Ostermärschen und zu einigen 40 

Friedensdemonstrationen in NRW und bundesweit.   41 

Der Landesvorstand unterstützte 2023 die Beteiligung der Bundestagsfraktion am CSD 42 

in Köln. Nach der Auflösung der Bundestagsfraktion 2024 organisierten wir gemeinsam 43 

mit dem KV Köln, der Linksjugend und der LAG Queer einen eigenen Wagen im 44 

Rahmen der Cologne Pride. Mitglieder des Landesvorstands nahmen an verschiedenen  45 
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Veranstaltungen und Podien nicht nur in Köln, sondern auch bei kleineren CSDs teil.  1 

Überschattet wurde die Wahlperiode des Landesvorstandes durch die Abspaltung des 2 

jetzigen BSW. Neben den alles bestimmenden Auseinandersetzungen zu Beginn der 3 

Wahlperiode verschärfte sich die Situation im Oktober 2023. NRW als Kernland der 4 

BSW Neugründung war Mittelpunkt der Auseinandersetzung. In einer ersten Phase 5 

verließen viele ehemalige Genoss:Innen unsere Partei, weil sie gerüchteweise über die 6 

Möglichkeit einer solchen Gründung gehört hatten. In einer zweiten Phase gab es eine 7 

organisierte Austrittswelle von Funktions- und Mandatsträger:Innen. Mit dem Beginn 8 

des Jahres 2024 sah sich der Landesvorstand dadurch mit der Mammutaufgabe 9 

konfrontiert, eine Vielzahl an Kreisverbänden bei der Reorganisation zu unterstützen. 10 

Diese Aufgabe konnte in weiten Teilen erfolgreich abgeschlossen werden. Die Folgen 11 

werden allerdings auch den kommenden Landesvorstand noch beschäftigen. 12 

Insgesamt steht die Partei mit Ende des Jahres 2024 stabiler und organisierter da als zu 13 

Beginn.   14 

Die Landessprecherin und der Landessprecher beteiligten sich aktiv an der Vernetzung 15 

der Landessprecher:innen und -vorsitzenden, von denen wichtige Impulse für die 16 

inhaltliche Weiterentwicklung der Partei ausgegangen sind. Zu nennen wäre hier ein 17 

Positionspapier mit dem Schwerpunkt "Industriepolitik" aus dem Jahr 2023 und ein 18 

weiteres zur Gesundheitsversorgung aus dem Jahr 2024. Außerdem gab es im Vorfeld 19 

der BSW Abspaltung einen Parteikonvent mit dem Parteivorstand, dem damaligen 20 

Fraktionsvorstand und den Landesvorsitzenden, bei dem wir uns eingebracht haben, 21 

sowie eine Sitzung der Landesvorsitzenden mit der gesamten Bundestagsfraktion, in 22 

der wir unsere Erwartungen an die Fraktion und die Abgeordneten vorgetragen haben.  23 

Europawahlkampf  24 

Der Europawahlkampf ist auf dem letzten Landesparteitag ausgewertet worden. Das 25 

Ergebnis war niederschmetternd, trotzdem ist es uns gelungen, mit Özlem Alev 26 

Demirel die NRW Kandidatin ins Europaparlament zu bringen. Im Wahlkampf wurde 27 

die derzeitige organisatorische Schwäche der Partei sichtbar. Gewohnte Absprachen 28 

zwischen der Bundes- und Landespartei funktionierten nicht wie erwartet. Auch die 29 

Bundesgeschäftsstelle hat durch die Auseinandersetzungen der vergangenen Jahre 30 

massiv gelitten. Trotzdem ist es dem Landesverband gelungen einen Wahlkampf zu 31 

organisieren, an dem die große Mehrheit der Kreisverbände aktiv beteiligt waren. 32 

Allen Beteiligten gilt hierfür ein großer Dank.  33 

Der Landesverband unterstützte die Genoss:innen in Thüringen mit einigen Autos voll 34 

Wahlkampfhelfer:innen zur Landtagswahl 2024.  35 

Zusammenarbeit mit dem Jugendverband  36 

Der Landesvorstand tauschte sich in unregelmäßigen Abständen mit dem LSpR der 37 

Linksjugend und dem Studierendenverband Die Linke - SDS aus.   38 

Auf den Mitgliederversammlungen des Jugendverbandes wurden jeweils Grußworte 39 

des Landesvorstands gehalten und umgekehrt wurde dem Jugendverband ein eigener 40 

Berichtspunkt bei den Landesparteitagen eingeräumt. Die Landesgeschäftsstelle des 41 

Jugendverbandes wurde nach Düsseldorf in die LGS der Partei verlegt. Nach einigen 42 

Turbulenzen und einer größeren Abspaltung im Jahr 2023 ist auch der Jugendverband 43 
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wieder auf dem Weg der Konsolidierung. Es werden neue Basisgruppen gegründet und 1 

eigene Aktivitäten auch für die Wahlkämpfe 2025 geplant.  2 

Organisatorischer Ausblick  3 

In den vergangenen Monaten hat der Landesvorstand eine juristische 4 

Auseinandersetzung um das Kommunalwahlgesetz eingeleitet. Zudem hat der 5 

Landesvorstand eine Planung für das Wahlkampfjahr 2025 erarbeitet. Beginnend mit 6 

dem Kommunalwahlwochenende im Januar, über einen Neujahrsempfang, Schulungen 7 

für Social Media und Kreisvorstände und vieles mehr, stellt der jetzige Landesvorstand 8 

die Weichen für die kommenden Monate. Ziel ist es, im Verlauf des Wahlkampfs die 9 

Kreisverbände so zu stärken, dass die Landespartei gestärkt und stabil das kommende 10 

Jahr beendet.   11 

Landesgeschäftsstelle  12 

Nach den hohen Krankenständen zu Beginn der Wahlperiode sind zum Ende alle 13 

Stellen wieder kompetent besetzt, und die Landesgeschäftsstelle kann gestärkt die 14 

Arbeit für unsere Partei intensivieren. Gerade im Hinblick auf die kommende Zeit ist 15 

die vollständige Besetzung der Stellen unabdingbar. Die Situation zu Beginn der 16 

Wahlperiode war für alle, insbesondere die Mitarbeitenden belastend. Auch hier hat 17 

der jahrelange Konflikt seinen Tribut gefordert. Bei unserer Amtsübernahme fanden 18 

wir in der Landesgeschäftsstelle einen hohen Krankenstand und größere Rückstände in 19 

verschiedenen organisatorischen Aufgabenfeldern vor. Schlimmer noch: Wir mussten 20 

feststellen, dass es einen mutmaßlichen Datenschutzverstoß des ehemaligen 21 

Landesgeschäftsführers in großem Umfang gegeben hat, der die Einschaltung des 22 

Datenschutzbeauftragen, der zuständigen öffentlichen Stellen und sogar eine 23 

Strafanzeige erforderlich machte. Alle von diesem Datenschutzverstoß vermutlich 24 

betroffenen Mitglieder und Ex-Mitglieder mussten durch den Datenschutzbeauftragten 25 

auf unsere Kosten informiert werden. Zivilrechtliche Regressansprüche werden wir 26 

nach dem Ende des Strafermittlungsverfahrens prüfen. Für uns war das der Anlass, die 27 

Prozeduren des Datenschutzes und der Datensicherheit noch einmal genau zu 28 

überprüfen und zu schärfen. Auch deswegen wollen wir demnächst die 29 

Datenschutzschulungen für alle, die über mgl5 oder Zetkin Zugang zu Mitgliederdaten 30 

haben, verbindlicher ausgestalten und alle Datenschutzerklärungen in der LGS zentral 31 

aufbewahren.  32 

Auch technisch waren die LGS und die einzelnen Arbeitsbereiche nicht auf dem besten 33 

Stand. So mussten Geräte angeschafft und eingerichtet werden, um die 34 

Arbeitsfähigkeit an allen Arbeitsplätzen sicherzustellen und die Möglichkeit für hybride 35 

Sitzungen zu schaffen. Auch unsere alte Medienwand hat inzwischen den Geist 36 

aufgegeben und muss ersetzt werden. In unsere Amtszeit fiel auch die Umstellung des 37 

Mitgliederverwaltungsprogramms auf das neue mgl5. Wie immer bei neuen 38 

Programmen führte dies zu einer Reihe von Umstellungsproblemen, die aber 39 

inzwischen weitgehend gelöst werden konnten. Bei der Auflösung der 40 

Bundestagsfraktion gelang es uns, einen Transporter mit umfangreicher 41 

Aktionsausstattung (Air-Frame, Pavillon, Infostand, Stehtische, Lauti) zu erwerben und 42 

damit einen schon fast vergessenen Beschluss aus dem vorherigen LaVo umzusetzen. 43 

Der Transporter wird uns jetzt bei Kampagnen, Aktionen und im Wahlkampf gute 44 

Dienste leisten.  45 
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Mitgliederentwicklung  1 

Zu Beginn der Wahlperiode hatte die Landespartei 8152 Mitglieder. Bis zum 2 

23.10.2023 verloren wir im Schnitt wöchentlich 20 Mitglieder. Eine Vielzahl der 3 

Austritte fanden unkommentiert statt. Einige wenige bezogen ihren Austritt sowohl 4 

positiv als auch negativ auf Sahra Wagenknecht. Zusammenhänge zwischen 5 

Fernsehauftritten und Austritten konnten erkannt werden. Im Oktober 2024 stehen 6 

wir bei 7856 Mitgliedern. Das ist immer noch weniger als zu Beginn, aber die 7 

Entwicklung verdient eine nähere Betrachtung. Es kam nach dem 23.10.23 zu 8 

insgesamt zwei größerem Austrittswellen, direkt zur Pressekonferenz des BSW und 9 

einer weiteren im Januar 2024. Trotzdem ist seit dem 23.10.2023 die 10 

Mitgliederentwicklung der Partei positiv.   wir 1806 neue Genoss:Innen in unserer 11 

Partei begrüßen dürfen. Ein Teil davon sind Zuzüge aus anderen Landesverbänden, der 12 

überwiegende Teil aber Neu- und Wiedereintritte. Durch diese Veränderung der 13 

Mitgliedschaft in den vergangenen 2 Jahren besteht die größte Gruppe unserer 14 

Landespartei aus Menschen bis 35 Jahren. Der Stand weiblicher Mitglieder ist von 15 

31,78 Prozent auf 32,18 als stabil einzuordnen. Insgesamt gilt es aber zu bemerken, 16 

dass die Mitgliederentwicklung in den Kreisverbänden unterschiedlich ist. Die großen 17 

urbanen Kreisverbände haben im Schnitt mehr Mitglieder gewonnen als die ländlichen. 18 

Dieses Ungleichgewicht ist eine der Herausforderungen der kommenden Jahre.  19 

In der vergangenen Wahlperiode hat der Landesvorstand unter Federführung von 20 

Angelika Link-Wilden über mehrere Telefonaktionen versucht, die Bedarfe der 21 

Kreisverbände zu ermitteln. Gleich zu Beginn der Amtsperiode gab es vom 22 

Landesvorstand eine Telefonaktion, bei der die Kreisvorstände im Mittelpunkt des 23 

Interesses standen. Im weiteren Verlauf organisierte der Landesvorstand über das 24 

Programm Zetkin zwei weitere Telefonaktionen. Hierbei waren viele Genoss:Innen 25 

engagiert, denen für dieses außergewöhnliche Engagement ein besonderer Dank 26 

gehört.   27 

Insgesamt kann das Ergebnis der vergangenen zwei Jahre den Umständen 28 

entsprechend als positiv gewertet werden. Der Landesvorstand ist in einer Zeit der 29 

Krise ins Amt gewählt worden. Die letzten zwei Jahre haben vieles zum Positiven 30 

verändert. Trotz vieler guter Entwicklungen befindet sich unsere Partei aber immer 31 

noch in krisenhaften Zeiten. Der kommende Landesvorstand wird die Entwicklung 32 

unseres Landesverbandes vorantreiben und die Kreisverbände stärken müssen. Der 33 

Hauptkonflikt ist jedoch vorbei, und jetzt ist es wieder an der Zeit, lautstark und 34 

kenntnisreich in das politische Ringen, um das gute Leben aller einzusteigen.  35 

Ich bedanke mich bei allen Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern des 36 

Landesvorstands für die Arbeit in den letzten zwei Jahren.  37 

Insbesondere möchte ich mich aber bei unseren Beschäftigten der 38 

Landesgeschäftsstelle bedanken. Ihr habt insbesondere im vergangenen Jahr trotz 39 

Krankheiten das Beste rausgeholt. Und damit herzlich willkommen unseren neuen 40 

Mitarbeiter:Innen! Ihr werdet sehnsüchtig erwartet, die Kreisverbände in ihrer Arbeit 41 

vor Ort zu stützen.  42 

Für den Landesvorstand  43 

Sebastian Merkens, Landesgeschäftsführer DIE LINKE NRW  44 
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Finanzbericht 2022 bis 2024 1 

In diesem Bericht geht es nicht um die parteienrechtliche Rechenschaftslegung, sondern vielmehr um 2 

die verschiedenen inhaltlichen Fragen, die in meiner dritten Amtszeit eine Rolle gespielt haben. Solch 3 

ein Bericht kann nicht „vollständig“ sein, sondern nur wesentliche Punkte darstellen.  4 

Allgemeines zur Vermögens- und Ertragslage  5 

Die Jahre bis 2022 waren geprägt vom Mitgliederzuwachs seit 2017. Ab Mitte 2022 kehrte sich der 6 

Trend um; bis Ende 2023 sank die Mitgliederzahl auf 6.937. Seit Abspaltung der „Wagenknechte“ und 7 

weiter gefördert vom Ampel-Aus und der vorgezogenen Bundestagswahl, gehen wir nun wieder auf 8 

die 7.800 Mitglieder zu. Zwar erreichen wir noch nicht wieder die Mitgliedsbeträge vergangener 9 

Jahre, die Situation ist dennoch entspannter, als es in der Finanzplanung zu Jahresbeginn möglich 10 

schien. Zunächst die Ist-Werte laut Rechenschaftsberichten 2022/2023 und der laufenden 11 

Buchführung bis zum 31.08.2024:  12 

 13 

 Gewinn- und Verlustrechnung  2022     2023  31.08.24 14 

    15 

Erträge  16 

1. Mitgliedsbeiträge (einschl. EL-Beitrag)     956.202    814.420     587.246 17 

2. Mandatsträgerbeiträge (ab 2023 mit MdB/MdEP)      51.286       89.335     48.505  18 

3. Spenden (einschl. MdB/MdEP bis 2022) 37.523           1.041       1.756 19 

4. Einnahmen aus Vermögen 1.170 10 1.150 20 

5. Einnahmen aus Veranstaltungen,  21 

   Druckschriften u. sonstigen Tätigkeiten         3.562         2.579         0 22 

6. Staatliche Mittel    73.317       73.317     57.891  23 

7. Sonstige Einnahmen       34.054        32.095         32.200 24 

8. Zuschüsse von Gliederungen   1.152.986      304.260     129.045 25 

 Gesamte Erträge  2.310.100  1.317.058     857.793 26 

      darin enthalten: Einnahmen Kommunalwahlfonds  -  112.778  -    99.848     - 36.403 27 

 Erträge des LV ohne Kommunalwahlfonds  2.197.322 1.217.210    821.390 28 

Aufwendungen  29 

1. Personalausgaben  717.617 659.385     364.815 30 

2. Laufender Geschäftsbetrieb 128.329 116.599      70.040 31 

3. Allgemeine politische Arbeit  179.960 166.629 86.575 32 

4. Aufwendungen für Wahlkämpfe 713.204       118       39.517 33 

5. Sonstige Zinsen  3.552 0                 0  34 

6. Sonstige Ausgaben 1.754 1.765 0  35 

7. Zuschüsse an Gliederungen      417.291     264.604  207.728 36 
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 Gesamte Aufwendungen  2.161.707  1.209.100 768.675 1 

darin enthalten: Ausgaben Kommunalwahlfonds -          599 -          253 -      174 2 

Aufwendungen des LV ohne Kommunalwahlfonds 2.161.108 1.208.847  768.501  3 

Jahresergebnis gesamt      148.393     107.958  89.118 4 

Jahresergebnis ohne Kommunalwahlfonds      36.214     8.363 52.889  5 

 6 

Vermögensrechnung 

 

Aktiva  

        2022          2023 

1.  Anlagevermögen         3.405         2.270  

2.        Finanzanlagen (ab 2022 ohne Mietkaution                 0         2.500  

3.  Forderungen an Gliederungen     168.747     179.688 

4.  Geldbestände  1.155.910  1.293.081  

5.  Sonstige Vermögensgegenstände       24.880       14.010 

Summe Aktiva  

  

Passiva  

1.352.942  1.491.549  

1.  Rückstellungen       54.418       60.932 

2.  Verbindlichkeiten an Gliederungen       99.315       93.834  

3.        Verbindlichkeiten an Kreditinstitute            115           144 

4.  Sonstige Verbindlichkeiten         9.807       39.394  

Summe Passiva  

  

   163.655     194.304  

Differenz = Reinvermögen  1.189.287  1.297.245 

Reinvermögen ohne Kommunalwahlfonds     847.452     855.815 

 7 

Im Reinvermögen enthalten ist unser 2018 gebildete Rücklage für Notfälle, etwa für zusätzliche 8 

Wahlkämpfe oder mögliche Rechtsstreitigkeiten. Diese Rücklage wurde bislang nicht benötigt. 9 

Dennoch war das frei verfügbare Reinvermögen Ende 2023 aufgrund unserer Überschüsse auf € 10 
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630.311 angewachsen. Damit sah die Entwicklung weiterhin deutlich besser aus als die 1 

vorhergehende Planung.  2 

Der Landesrat hatte am 11.02.2023 den Jahresabschluss 2021 gebilligt. Der nächsten Landesrats-3 

sitzung werden die Jahresabschlüsse 2022 und 2023 zur Bestätigung vorgelegt. Der Landesrat war 4 

ebenfalls einverstanden mit der Finanzplanung 2023.  5 

 Entwicklung der Mitgliedsbeiträge  6 

Die Mitgliedsbeiträge sind das Fundament unserer Arbeit. Im Einzelnen ergab sich diese 7 

Entwicklung:  8 

     Beitragseinnahmen    2022      2023   31.08.24 9 

   10 

Gesamtes Beitragsaufkommen (einschl. EL-Beiträge)     978.005    830.388    593.988 11 

davon ab: Zusatzbeiträge zur Europäischen Linken      - 41.558      - 35.402     - 40.862 12 

Zwischensumme Mitgliedsbeiträge 936.447 794.986 553.126 13 

 14 

davon auf Landesebene kassiert 914.644 779.019 546.384 15 

davon in Kreisverbänden kassiert 21.803 15.967 6.742 16 

 17 

Die Beitragsverteilung erfolgt weiterhin mit dem Schlüssel 80:20 Prozent, danach entfielen auf:  18 

 19 

Beitragsanteile der Kreisverbände 187.289 158.997 110.625 20 

Beitragsanteile des Landesverbandes 749.158 635.989 442.501 21 

Die Zahlen für 2024 sind unvollständig, weil die meisten Kreisverbände mit ihrer Buchführung noch 22 

nicht beim 31.08.2024 angekommen sind. Auch an dieser Stelle wiederhole ich meinen Appell aus 23 

dem letzten Bericht, dass alle Kreisvorstände für eine regelmäßige und zeitnahe Erfassung der 24 

Buchungen im MGL Sorge tragen.   25 

Die Anzahl der Rücklastschriften ist über die Jahre weiter gesunken. Die dafür zu leistenden 26 

Bankgebühren betrugen 2022 € 2.749 und sanken 2023 auf € 2.599. 2024 liegen sie derzeit bei € 27 

1.857. Bereits im letzten Bericht vor zwei Jahren hatte ich geschildert, dass wir das Einzugsverfahren 28 

bei Genoss:innen konsequent beenden und Kontakt aufnehmen, wenn Widerspruch gegen einen 29 

Einzug eingelegt wird, wenn eine Bankverbindung als aufgelöst mitgeteilt wird oder der dritte Einzug 30 

in Folge ohne Angabe von Gründen nicht klappt. Es wäre in allen Fällen besser, die Genoss:innen 31 

würden vor einem Einzug mal mit uns reden, wenn sie Änderungen herbeiführen möchten. 32 

Zumindest die Bankgebühren ließen sich dann weiter senken, außerdem verursachte dies weniger 33 

Arbeit. 34 

In dieser Amtszeit gab es keine Mahnaktion beitragssäumiger Mitglieder. Dazu hatten wir angesichts 35 

des Personalengpasses in der LGS 2023/24 keine Kapazitäten. Bei Abfassung dieses Berichts sind 943 36 

Mitglieder sechs Monate und länger mit dem Beitrag im Rückstand. Diese Zahl steht aufgrund des 37 

nicht aktuellen Buchungsstandes vieler Kreisverbände unter Vorbehalt. Geplant ist, diese Frage 38 

zwischen der Bundestags- und der Kommunalwahl 2025 wieder aufzugreifen. 39 
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Um mit der zwischenzeitlichen Krise aufgrund sinkender Beitragseinnahmen umzugehen zu können, 1 

beschloss der Landesvorstand im Frühherbst 2023, eine Arbeitsgruppe ins Leben zu rufen, die sich 2 

über die Finanzbeziehungen zwischen Landesverband und Kreisverbänden, mögliche Einsparungen 3 

oder andere Aufgabenverteilungen Gedanken machen sollte. Dieser Arbeitsgruppe sollten nicht nur 4 

Schatzmeister:innen angehören, sondern vor allem auch Kreissprecher:innen aus allen Teilen 5 

Nordrhein-Westfalens. Trotz mehrerer Anläufe kam die Arbeitsgruppe nicht zu Stande. Die 6 

Finanzlage erfordert aktuell keine drastischen Schritte; der Diskussionsbedarf über solche Fragen 7 

besteht aber weiter. 8 

Mandatsträger*innen 9 

Die Mandatsträgerbeiträge der Genoss*innen aus den Landschaftsverbänden LVR und LWL sowie 10 

dem RVR sind weiter rückläufig, vor allem wegen der Übertritte zum BSW und weiterer Austritte. Die 11 

Zahl unserer Bundestagsabgeordneten ist nach der bekannten Abspaltung auf zwei gesunken, die 12 

regelmäßig abführen. Die aktuellen Zahlen:  13 

 14 

Mandatsträger:innenbeiträge      

  

        2022          2023  31.08.24  

Mandatsbeiträge LVR/LWL/RVR/Regionalräte       51.286    48.485 36.305 

Mandatsträgerbeiträge der MdB an den LV       29.200     34.150       9.200  

Mandatsträgerbeiträge der MdEP an den LV         6.000       6.700         3.000  

Summe Zuwendungen der Mandatsträger*innen       86.486     89.335       48.505  

 15 

Aus den Landschaftsverbänden und Regionalräten zahlen wenige Genoss:innen regelmäßig monat-16 

lich oder vierteljährlich, wie es in den Vereinbarungen steht. Vor allem von den sachkundigen 17 

Bürger:innen sind eher Jahreszahlungen zu erwarten, weil sie die häufigere Abrechnung von 18 

Kleinbeträgen vermeiden.  19 

Die Bundestagsabgeordneten, die uns verlassen haben, haben 2022 auch nicht mehr vereinbarungs-20 

gemäß gezahlt, mit Ausnahme unseres früheren Landessprechers, der bis einschließlich Oktober 21 

2023 noch gezahlt hat. In Abstimmung mit dem Parteivorstand mahnen wir die Außenstände an, 22 

unabhängig von der Frage der Parteimitgliedschaft der Ex-Genoss:innen. Der PV führt bundesweit 23 

gegen drei der Ausgetretenen Musterverfahren, eines davon hier in NRW.  24 

Unsere Europaabgeordnete ist aktuell nach der letzten Europawahl etwas im Hintertreffen. Wir sind 25 

noch nicht dazu gekommen, eine neue Vereinbarung für diese Wahlperiode zu unterzeichnen. Hier 26 

können wir aber zuversichtlich sein, dass der Rückstand noch ausgeglichen wird.  27 

Die im letzten Bericht vorausgesehene Anweisung des Wirtschaftsprüfers, solche Zahlungen nicht als 28 

Spenden, sondern als Mandatsträgerbeiträge zu verbuchen, wurde im Jahresabschluss 2023 29 

umgesetzt. Auf einer Korrektur des Jahresabschlusses 2022 hat er nicht bestanden.  30 
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Wahlkämpfe  1 

In diese Amtszeit fiel die Schlussabrechnung der Landtagswahl 2022. Da gegenüber der Darstellung 2 

im letzten Finanzbericht vor zwei Jahren nur eine Kleinbetragsdifferenz von € 155,00 nachgebucht 3 

werden musste, wiederhole ich die Zahlen an dieser Stelle nicht. Der Landesvorstand ist mir darin 4 

gefolgt, den im Wahlkampf nicht verbrauchten Restbetrag von € 104.205 an den Zentralen 5 

Wahlkampffonds der Partei zurückzugeben und dort als Grundstock für die Landtagswahl 2027 6 

anzusparen. 7 

In diese Amtszeit fiel die Europawahl. Die nachfolgenden Zahlen sind auf die Wahl bezogen, nicht auf 8 

das Jahr der Ausgabe.   9 

Wahlkampfausgaben                                                   2024                                    

   

Wahlveranstaltungen              13.492  

Bustour                      758  

Plakate, Flyer usw.             9.085  

Wahlzeitungen 

Kleinwerbemittel 

Versand-, Reise- und Transportkosten 

Lagermiete und –nebenkosten 

Personalkosten Wahlkampfhelfer:innen 

Sonstiges 

Gesamtkosten 

abz. Zuschuss des PV für Wahlveranstaltungen 

             2.162  

       5.093 

       3.163 

       5.791 

    12.062 

          118 

          51.724 

     - 6.000 

gesamte finanzielle Belastung             45.724  

  10 

Gegenüber der Planung ist dieses Ergebnis eine Einsparung von € 4.626.  11 

Die staatlichen Mittel von 50 Cent pro Wahlstimme sind aufgrund des Landtagswahlergebnisses 2022 12 

von € 207.968 pro Jahr bis 2021 auf jetzt € 73.317 pro Jahr ab 2022 gesunken. Diese Mittel sparen 13 

wir im zentralen Wahlkampffonds der Partei an. Zusätzlich bilden wir pro Jahr aus unseren 14 

Überschüssen eine eigene Rücklage von € 35.800 für diese Wahl. Angesichts unserer finanziellen 15 

Entwicklung schlage ich vor, diese Rücklage aufzustocken. 16 

Rechenschaftsberichte 2022 und 2023 17 

Die Aufstellung der parteienrechtlichen Rechenschaftsberichte, die den Landesverband einschließlich 18 

aller Kreisverbände umfassen müssen, ist Jahr für Jahr ein enormer Kraftakt. Auch 2022 und 2023 19 

sorgten einzelne Kreisverbände für erhebliche Mehrarbeit, wenn sie entweder nicht selber gebucht 20 

hatten oder wenn die Belegeinreichung beim Landesverband sich extrem verspätete. 2023 erreichte 21 



45 
 

uns der letzte Beleg eines Kreisverbandes für 2022 am 10.08.2023, 2024 erreichte uns der letzte 1 

Beleg für 2023 erst am 16.10.2024. Nach dieser Art von „Zuarbeit“ ist es nicht möglich, 2 

Jahresabschlüsse fristgerecht zu erstellen und Zuwendungsbescheinigungen zeitnah auszugeben. 3 

So haben wir uns in den letzten drei bis vier Jahren gegenüber den Vorjahren immer weiter 4 

verspätetet. Wir konnten den Bericht 2022 erst am 08.11.2023 unterzeichnen. Der Bericht 2023 5 

wurde am 07.11.2024 fertiggestellt und ist noch nicht unterschrieben. Der PV hatte bereits 6 

vorsorglich eine Fristverlängerung zur Einreichung des Gesamtsberichts der Partei beim Deutschen 7 

Bundestag bis zum 31.12. beantragt; auch andere Landesverbände hatten sich in diesem Jahr ähnlich 8 

verspätet. 9 

Die Wirtschaftsprüfung für das Jahr 2023 ist für unseren Landesverband mittlerweile beendet; am 10 

06.11.2024 fand das Abschlussgespräch per Video statt. In die nach dem Parteiengesetz nötige 11 

Stichprobe von bundesweit zehn Kreisverbänden wurden diesmal die Kreisverbände Aachen und 12 

Leverkusen aufgenommen; auch hier gab es keine Beanstandungen.  13 

Für den Bericht 2024 könnten wir erneut in zeitliche Probleme kommen, weil einige Kreisverbände 14 

immer noch nicht mit ihrer Buchführung für 2024 begonnen haben. Ich kann Euch allen nur 15 

nahelegen, diese Frage in den Kreisvorständen zu besprechen und die Buchungserfassung 16 

sicherzustellen bzw. dann, wenn das nicht geht, rechtzeitig bei uns anzuklopfen. Wir helfen gern und 17 

buchen im Zweifelsfall auch selbst, oder bieten wieder Schulungen an. Hauptsache Ihr meldet Euch 18 

rechtzeitig!  19 

Die Personalsituation 20 

Ein Grund für die Verzögerungen, die sich in allen Arbeitsbereichen ergaben, waren in der Personal-21 

situation in der Landesgeschäftsstelle begründet. Ab Herbst 2023 fiel unsere Mitgliederbetreuerin 22 

Olivia Schwabedissen aus, die Ende Juni 2024 zu unserem großen Bedauern verstorben ist. Ab Januar 23 

fiel unser Mitarbeiter Finanzen Swen Bäther aus, erst mit einer längeren Krankheit, dann mit dem 24 

Wunsch, sich beruflich zu verändern. Schließlich verließ uns unsere Öffentlichkeitsarbeiterin Daniela 25 

Ullrich. Hinzu kamen weitere, zum Teil länger dauernde Krankheitsfälle. Da wir die gleichzeitigen 26 

Neueintritte dennoch zügig abarbeiten mussten, haben wir uns bis zur Neueinstellung unseres 27 

Mitgliederbetreuers Thomas Roeber Mitte Juni 2024 diese Arbeit unter zwei Leuten aufgeteilt. 28 

Darunter litt in meinem Bereich vor allem die laufende Buchungserfassung und die Vorbereitung des 29 

Rechenschaftsberichts 2023.  30 

Nur ein Teil des Rückstands konnte bislang aufgearbeitet werden. Seit August hilft uns der 31 

Paderborner Kreisschatzmeister Reinhard Engels als Aushilfe an sechs Tagen im Monat dabei, die 32 

Kontoauszüge seit Januar einzugeben und ist damit bereits Anfang Oktober 2024 angekommen. Die 33 

Eingaben müssen zwar noch kontrolliert werden, aber dadurch ist mit der Beitragsabrechnung für 34 

das 1. Quartal 2023 noch in diesem Monat zu rechnen. Eliseo Maugeri vom KV Essen haben wir seit 35 

Mai 2024 als Aushilfe an zwei Tagen in der Woche vor allem mit dem Einscannen der Belege des 36 

Landesverbandes und der Kreisverbände beschäftigt. Dies war die Voraussetzung dafür, dass wir 37 

endlich ab Mitte Juli 2024 mit den Jahresabschlüssen der Kreisverbände loslegen konnten. An dieser 38 

Stelle beiden ein herzliches Dankeschön! 39 

Am 01.09.2024 konnten wir dann die Stelle der Öffentlichkeitsarbeiterin mit Lisa Kuhlenbeck neu 40 

besetzen, und seit dem 01.11.2024 verstärkt uns jetzt Arabella El-Ali bei den Finanzen. Natürlich sind 41 

beide noch in der Einarbeitung, und es wird noch etwas dauern, bis alles wieder rund läuft. Offen 42 

sind im Finanzbereich noch die Weiterberechnung des Domainhostings von Minuskel an die ans Linke 43 

CMS angedockten Kreisverbände, die Weiterberechnung der Personalkosten ab Januar 2024, die 44 
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Weiterberechnung der Delegiertenkosten des letzten Bundesparteitages. Nach und nach gehen wir 1 

jetzt diese Fragen an. 2 

Vom MGL4 zum MGL5 3 

Am 12.10.2023 wurde unsere Mitglieder- und Buchungserfassung vom alten MGL4 auf das neue 4 

MGL5 umgestellt. Dies sorgte um den Jahreswechsel 2023/24 für weiteren Verzug unserer Arbeit, 5 

weil wir uns erst damit befassen mussten, wie jetzt welche Eingaben zu erfolgen haben und welche 6 

Auswertungen nun mit welchen Schritten zu bekommen sind. Die Bundespartei bot keinerlei 7 

Schulungen für das Programm an, sondern überließ alles den fähigen Händen der nachgeordneten 8 

Gliederungen, nun irgendwie damit klarzukommen. 9 

In der Praxis fielen uns erhebliche Fehler und Mängel auf. Am 24.01.2024 übersandte ich den im Karl-10 

Liebknecht-Haus für das Programm Verantwortlichen eine Excel-Tabelle mit ca. 105 Kritikpunkten, 11 

von denen ein großer Teil immer noch nicht bereinigt ist. Vor allem mein Thüringer Amtskollege 12 

Holger Hänsgen steuerte weitere Mängellisten bei. Bei den Arbeiten an den Jahresabschlüssen 2023 13 

der Kreisverbände war das neue Programm eine echte Behinderung, weil die Auswertungen von 14 

Buchungskonten zum Teil hinter den Stand des alten MGL4 zurückfielen und noch weniger brauchbar 15 

waren als früher. 16 

Dass die Programmierenden von Buchhaltung keine Ahnung hatten, sieht man schon daran, dass in 17 

einer Auswertung von Konten die Überschriften „Soll“ und „Haben“ vertauscht sind. Summen- und 18 

Saldenlisten, wie sie von Buchhalter:innen benötigt werden, kann das Programm immer noch nicht 19 

erzeugen. Für die Übertragung des Eröffnungswertes der Banken und Kassen zum 01.01.2023 wurde 20 

eine falsche Anleitung herausgegeben, die wirre Auswertungen erzeugte, indem eine Auswertung 21 

eines Bankkontos für 2023 auch noch den kompletten Dezember 2022 mit auswarf. Dass man 22 

Eröffnungswerte gegen ein Saldenvortragskonto buchen muss, hat sich offenbar nicht bis Berlin 23 

herumgesprochen.  24 

Zur Ehrenrettung sei gesagt, dass die Eingaben im Mitgliederbereich tatsächlich einfacher und 25 

brauchbarer geworden sind. Jedoch auch hier gibt es Mängel, etwa bei den etwas schematisch und 26 

fern von der Praxis angelegten Interessensgebieten, etwa bei den Zuwendungsaufstellungen, in 27 

denen alle Zuwendungen von Mitgliedern fehlen, die zwischenzeitlich weggezogen sind. Das ist vor 28 

allem bei der Beitragsabrechnung zwischen Landesverband und Kreisverbänden ein besonders 29 

gravierender Nachteil der neuen Programmversion. 30 

In der Konsequenz werde ich dem neuen Landesvorstand vorschlagen, dass wir mit der Buchführung 31 

des Landesverbandes komplett auf das Programm unserer Dienstleister von Lupasoft UG wechseln, 32 

das in den hier angesprochenen Buchungsfragen schlicht und einfach gut funktioniert. Hier gibt es 33 

Summen- und Saldenlisten, man kann durch die Buchungskonten blättern, ohne umständliche 34 

Reports einzeln für jedes Konto zu erzeugen, man bekommt jederzeit im Jahr auf Knopfdruck 35 

Einnahme-Ausgaberechnungen und Vermögensrechnungen, kann sich also jederzeit den Wert des 36 

aktuellen Überschusses oder Verlustes anzeigen lassen, die Zuwendungsaufstellungen stimmen, und 37 

was der Vorteile mehr sind. 38 

Sonstige Fragen 39 

Die Zuwendungsbescheinigungen des Landesverbandes für 2022 wurden am 16.04.2023 per Mail 40 

und am 08.05.2023 per Post verschickt. Die Bescheinigungen für 2023 wurden am 20.04.2024 per 41 

Mail und am 23.05.2024 per Post verschickt. Zuvor war der Mailversand jeweils im Landesinfo 42 

angekündigt worden, und die Genoss:innen hatten die Möglichkeit, sich davon ausschließen zu 43 

lassen, um in den Postversand aufgenommen zu werden. Regelmäßig gab es noch längere Zeit nach 44 
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dem Versand Anforderungen von Genoss:innen, bei denen Mails oder Postsendungen nicht 1 

angekommen sind, auch dann, wenn bei uns weder Fehlermeldungen noch Postrückläufer 2 

eingetroffen waren. An Postrückläufern gab es zuletzt ca. 120, von denen nur ein kleiner Teil 3 

„wiedergefunden“ werden konnte. Für die Mailzustellung am schwierigsten sind die Billig-Provider 4 

web.de, gmx oder hotmail, die häufig gar keine Fehlermeldungen verschicken, sondern Anhänge 5 

oder Mails gleich ganz löschen oder aufgrund des geringen Umfangs der kostenlosen Postfächer 6 

keine Mails mehr annehmen. In jedem Mailprogramm sollte die Absendeadresse unserer Bescheini-7 

gungen als „vertrauenswürdig“ gekennzeichnet werden, damit das nicht passiert, und die Server-8 

Postfächer regelmäßig aufgeräumt werden. 9 

Beim Länderfinanzausgleich gab es 2024 endlich Bewegung. Der jährliche Zuschuss des PV an uns zur 10 

Absicherung unserer Beschäftigten war seit Jahren bei € 63.000 eingefroren. Bereits 2019 hatten wir 11 

eine Anhebung auf € 130.000 beantragt. Nachdem die letzte Änderung des Parteiengesetzes zur 12 

staatlichen Teilfinanzierung vor Gericht kassiert wurde, während dies wiederum durch eine neue 13 

Gesetzesfassung teilweise geheilt wurde, muss die Bundespartei keine 6 Millionen Euro an den Staat 14 

zurückzahlen, die bisher aus Vorsichtsgründen nicht verwendet wurden. Diese gehen nun in die 15 

Rücklagen und stärken auch den Topf, der für den Länderfinanzausgleich vorgesehen ist. Für die 16 

Jahre 2024 und 2025 stehen uns jeweils € 107.664 zur Verfügung. Hinzu kommt ein Topf zur 17 

Stellensicherung über € 66.455, den wir aufgrund der nach und nach erfolgten Einstellungen nur 18 

zeitanteilig erhalten, hier steht eine konkrete Berechnung noch aus. 19 

Als Mitglied der Tarifkommission auf der Arbeitgeberseite habe ich mitgewirkt an der Neufassung 20 

des Entgelttarifvertrags für die Jahre 2024 und 2025. Dieser brachte zum Teil schmerzhafte Gehalts-21 

erhöhungen, die natürlich angesichts der Inflation gerechtfertigt sind und daher letztlich auch meine 22 

Zustimmung fanden.  23 

In diesen Bereich fällt auch, dass wir 2023/2024 nach und nach alle Minijobs auch in den 24 

Kreisverbänden auf unsere Mindestlohnforderung von € 15 pro Stunde umgestellt haben. Und wir 25 

haben unsere Reinigungskraft, die in einem Midijob tätig ist, ab dem 01.11.2024 endlich auch nach 26 

dem Tarifvertrag eingruppiert und bezahlen entsprechend. 27 

Das Jahr 2025 wird mit der vorgezogenen Bundestagswahl und der Kommunalwahl eine ganz 28 

besondere Herausforderung für uns alle. Die rudimentäre Finanzplanung, die im Rahmen der 29 

Finanzplanung 2024 vorgestellt wurde, ist komplett zu überarbeiten, weil uns durch das Ampel-Aus 30 

der Synergieeffekt von Kommunal- und Bundestagswahlkampf genommen wurde. Hier müssen wir 31 

erheblich mehr Mittel bereitstellen. Angesichts unserer Überschüsse, wie wir sie auch 2024 32 

voraussichtlich erzielen werden, halte ich dies jedoch für möglich. Voraussichtlich wird erst ein 33 

Landesrat im März oder April über die Finanzplanung 2025 beschließen. Bis dahin, d.h. vor allem im 34 

Bundestagswahlkampf, fahren wir „auf Sicht“, wie es so schön heißt.  35 

Die Kreisverbände sind aufgefordert, wenn irgend möglich bis zum 31.01.2025 ihre 36 

Wahlkampfplanungen und ihre Finanzplanungen für 2025 vorzulegen. 2025 wird auch der 37 

Solidarische Kommunalwahlfonds ausgekehrt, in dem dann voraussichtlich etwa € 500.000 38 

angesammelt sein dürften. Das Verteilungsmodell wird noch erarbeitet werden und dann von einem 39 

Parteitag zu beschließen sein. Für die Finanzplanung sollten die Kreisverbände vorläufig von der 40 

Summe ausgehen, die sie 2020 bekommen haben. Da wir auch Kreisverbände haben, denen der 41 

Kontostand knapp über Unterlippe steht: Werden Zuschüsse des Landesverbandes nötig, dann bitte 42 

ich darum, Anträge frühzeitig zu stellen, damit wir sie in der Planung berücksichtigen können. 43 
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Der Kreisverband Hochsauerland wurde seit der Auflösung zum 30.09.2021 in der Buchführung des 1 

Landesverbandes mit einer eigenen Kostenstelle verbucht, sodass die damit verbundenen 2 

Einnahmen und Ausgaben des Landesverbandes ersichtlich sind. Die Beitragsanteile wurden 3 

einbehalten, da sie nicht ausgekehrt werden konnten. Da nun die Wiedergründung zum 01.07.2024 4 

erfolgt ist, wird mein Vorschlag an den Landesvorstand sein, die Gelder auszuzahlen, die der 5 

Kreisverband gehabt hätte, hätte er fortbestanden. Danach bekommt er die Summe, als hätte er das 6 

Bankkonto behalten, die Beitragsanteile vom Landesverband bekommen und die Ausgaben des 7 

Landesverbandes für den Hochsauerlandkreis selber getätigt. Auch wenn dieser Kreisverband nicht 8 

am Kommunalwahlfonds beteiligt werden kann mangels Einzahlungen in den Fonds, genauer: 9 

mangels Abgaben der wenigen kommunalen Mandatsträger:innen, so wird diese Summe, die bei ca. 10 

€ 15.000 liegen könnte, auch im Hochsauerland eine gute Grundlage bieten, die Wahlkämpfe 2025 11 

führen zu können. 12 

Schlussworte  13 

Auf dem Kamener Landesparteitag wurde ich am 29.10.2022 zum Landesschatzmeister wieder-14 

gewählt. Das Amt ist verbunden mit einer 30-Stunden-Stelle, was nicht die wirkliche Arbeitszeit 15 

wiedergibt. Mein tariflicher Bruttoverdienst liegt aktuell bei monatlich € 4.561,58 zuzüglich Urlaubs- 16 

und Weihnachtsgeld entsprechend dem Tarifvertrag unserer Partei mit der Gewerkschaft ver.di. 17 

Einen Tag in der Woche arbeite ich noch für meinen zweiten Arbeitgeber in der Steuerkanzlei, 18 

hauptsächlich für Buchhaltung und Abschlüsse eines Kulturzentrums in Mülheim, der Bruttoverdienst 19 

dort beträgt monatlich € 720,00. Mein Mitgliedsbeitrag liegt bei € 150,00 pro Monat, dazu spende 20 

ich regelmäßig auch zur Absicherung verschiedener Parteibüros, derzeit desjenigen in Krefeld. 21 

Zum Ende möchte mich noch bei allen Genoss:innen für die Zusammenarbeit bedanken, insbeson-22 

dere bei den Mitarbeiter:innen der LGS, meinen Vorstandskolleg:innen und meinen 23 

Schatzmeisterkolleg:innen in den Kreisverbänden.    24 

Ralf Fischer 25 

12.11.2024 26 

  27 
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Bericht der Landesfinanzrevisionskomission NRW für Q4 2023 1 

Die Prüfung des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen fand in der Landesgeschäftsstelle, Alt- 2 

Pempelfort 15, 40211 Düsseldorf, am 05.11.2024 statt. 3 

Anwesende: 4 

Für die LFRK: Felicia Anais Gruber, Melanie Schmidt, Florian Müller 5 

Für die Geschäftsstelle: Ralf Fischer 6 

Vorzulegende/vorgelegte notwendige Unterlagen für eine Prüfung: 7 

1. Jahresabschluss 2023 8 

2. Finanzbuchhaltung (Summen und Salden von Oktober-Dezember 2023) 9 

3. Beschlussübersicht des Landesvorstands 10 

4. div. Ordner Rechnungsausgang / -eingang Q4 2023 11 

5. div. Ordner Kontoauszüge Q4 2023 12 

6. div. Ordner Kasse Q4 2023 13 

Es wurde geprüft auf Vollständigkeit der Buchhaltung, die Umsetzung finanzwirksamer Beschlüsse 14 

und stichprobenartig das vierte Quartal und der Jahresabschluss 2023 geprüft. 15 

Alle aufkommenden Fragen wurden zufriedenstellend vom Landesschatzmeister beantwortet. Bei 16 

der Sichtung der vorgelegten Unterlagen konnten keine Mängel festgestellt werden. 17 

Die seit Jahren (ab 2019) mehrfach angemahnte Inventarliste (siehe Bericht der LFRK vom 4.12.23), 18 

liegt weiterhin nicht vor. Laut Landesschatzmeister ist dies vor allem fehlender Kapazitäten durch 19 

langfristige Ausfälle im Finanzbereich der LGS geschuldet. 20 

Die, ebenfalls im Bericht von Ende 23 angemerkte, „Handreichung in das Buchungssystem“ liegt 21 

bisher nur teilweise vor. Die Begründung hierfür ist dieselbe. 22 

Die der LFRK vorgelegte Beschlussliste ist erst am Tag der Prüfung dem Landesschatzmeister 23 

zugegangen. Hieraus resultierte der LFRK ein Mehraufwand in Form des herausfilterns der 24 

finanzwirksamen Beschlüsse und des Verbindens dieser zu der Dokumentation des 25 

Landesschatzmeisters. 26 

Darüber hinaus moniert die LFRK die späte Erstellung des Jahresabschlusses. Dies ist vor allem 27 

späten Eingängen von Finanzberichten einzelner KVen geschuldet. 28 

Eine Prüfung der Finanzen des Jahres 2024 ist bisher nicht begonnen worden. Die LFRK ist zu der 29 

grundsätzlichen Haltung gekommen die Entlastung des Landesvorstandes zu empfehlen, verweist 30 

jedoch auf eine nicht vollständige Vorlage aller Unterlagen. 31 

Im Rahmen der Prüfung vom 05.11.2024 haben der Landesschatzmeister und die LFRK, in der 32 

Erwartung das diese Vereinbarungen auch von der zukünftigen Landesschatzmeisterei Beachtung 33 

findet, die folgenden Vereinbarungen getroffen: 34 

• Sobald dem Landesschatzmeister der Termin mit dem Wirtschaftsprüfer bekannt ist, hat dieser die 35 

Landesfinanzrevisionskommission über den Termin in Kenntnis zu setzen. Vorbehaltlich der 36 

Zustimmung des Wirtschaftsprüfers wird die Landesfinanzrevisionskommission zum 37 

Abschluss/Ergebnisgespräch eingeladen. 38 
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• Die LFRK bekundet den Willen aktiv Präsenz bei Sitzungen sowohl des Landesfinanzrats als auch 1 

des Landesvorstandes zu zeigen und beiden Gremien beratend zur Seite zu stehen. 2 

Gez. Gez. Gez. 3 

Felicia Anais Gruber Melanie Schmidt Florian Müller 4 


